
aus. .
politik 
und

Beilage 
zur 
wochen 
zeitung 
das Parlament

Klaus Kröger

Staat und Verbände

B 6/66
9. Februar 1966

Heinrich Schneider

Hochschule und Gesellschaft



Klaus Kröger, Dr. jur., geb. 7. Juli 1929 
in Meldorf (Holstein), Studium der Rechts-
wissenschaft, bis 1964 wissenschaftlicher Assi-
stent am Institut für öffentliches Recht der 
Universität Freiburg/Br., seither an der Hoch-
schule für Erziehung an der Universität Gießen 
tätig.
Veröffentlichungen: Verfassungsrechtliche
Grundfragen des Rechts der Beamten auf „par-
teipolitische Meinungsäußerungen", in: Archiv 
des öffentlichen Rechts, Band 88 (1963), S. 
121 ff., u. a.

Heinrich Schneider Dr. phil., Profes-
sor für Politische Wissenschaft an der C. H. 
Becker-Hochschule (Pädagogische Hochschule) 
Hannover, außerdem Lehrtätigkeit an der 
Freien Universität Berlin, geb. 10. August 1929.

Veröffentlichungen u. a.: Politische Bildung als 
Gewissensbildung, 1961; Einheit und Einigung 
Europas (mit anderen), 1964; Pädagogische 
Hochschule und Politische Wissenschaft, 1965; 
ferner Lexikonbeiträge und Zeitschriftenauf-
sätze.

Herausgeber:
Bundeszentrale für politische Bildung, 
53 Bonn/Rhem, Berliner Freiheit 7.

Die Vertriebsabteilung der Wochenzeitung 
DAS PARLAMENT, 2 Hamburg 36, Gänse-
markt 21/23, Tel. 34 12 51, nimmt gern ent-
gegen:
Nachforderungen der Beilage „Aus Politik und 
Zeitgeschichte";
Abonnementsbestellungen der Wochenzeitung 
DAS PARLAMENT einschließlich Beilage zum 
Preise von DM 2,— monatlich bei Postzustel-
lung;
Bestellungen von Sammelmappen für die Bei-
lage zum Preise von DM 5,50 zuzüglich Ver-
packungs- und Portokosten.

Die Veröffentlichungen in der Beilage „Aus 
Politik und Zeitgeschichte" stellen keine Mei-
nungsäußerung der herausgebenden Stelle 
dar; sie dienen lediglich der Unterrichtung 
und Urteilsbildung.



Klaus Kröger

Staat und Verbände
Zur Problematik des heutigen Verbandseinflusses

Der Verdruß über die Verbände ist in der 
Bundesrepublik weit verbreitet. Er äußert sich 
in einer fast unerschöpflichen Zahl von poli-
tisch-moralischen Verdikten, Anklagen und 
Vorwürfen, die in einer sich so betont sachlich 
gebenden Zeit durch ihre Bildhaftigkeit ge-
radezu überraschen1). Hier nur zwei Bei-
spiele: Der Tübinger Politologe Theodor 
Eschenburg spricht von der „anonymen Macht 
der Verbandsherzogtümer1', welche die mittel-
alterliche Rolle der feudalen Lehnsherren mit 
ihren Vasallen übernommen hätten2); der 
Göttinger Staatsrechtslehrer Werner Weber 
sieht in dem heutigen Wirken der Verbände 
die Gefahr der „Kolonisation des Staates durch 
partikuläre Interessen" 3), der „Demontage 
des Staatlichen im Staat" heraufziehen4). Und 
es fehlt nicht viel, daß man den Verbänden 
jede Berechtigung zu politischem Handeln ab-
spräche. Alle diese Vorwürfe treffen sich in 
der gemeinsamen Überzeugung, daß die Ver-
bände den Staat zum Instrument ihrer „grup-
penegoistischen Interessen" und sich selbst 

5) Der Einbruch politischer Stände in die Demo-
kratie, in: Spannungen und Kräfte im westdeutschen 
Verfassungssystem, S. 40 ff. (42).
6) Diss. phil. Göttingen (Maschinenschrift), 1953, 
S. 349 f.

zum unsichtbaren Herrscher im heutigen Staat 
gemacht hätten. Die „Herrschaft der Verbände" 
ist heute — nach einem Buchtitel von Theodor 
Eschenburg — zum geflügelten Wort gewor-
den.
Diese Kritik klingt in der Tat zunächst alar-
mierend. Stehen wir wieder einmal vor einem 
Zusammenbruch des Staates? Den nüchternen 
Betrachter muß indessen stutzig machen, daß 
sich unsere politische Ordnung in den letzten 
fünfzehn Jahren als bemerkenswert stabil er-
wiesen hat und daß die innenpolitische Ent-
wicklung in der Bundesrepublik relativ ste-
tig verlaufen ist. Ein so scharfsichtiger Be-
obachter unseres politischen und staatlichen 
Lebens wie Werner Weber hat sogar — und 
nicht ganz ohne Recht — von einer „Idylle 
bürgerlicher Sicherheit" in unserem Gemein-
wesen gesprochen5). Was von den Kritikern 
als Gefahr für die Existenz unseres Staates 
ausgegeben wird, reduziert sich bei näherem 
Zusehen auf eine bloße Gefahr für die Trag-
fähigkeit einer bestimmten Staatsanschauung.

Das gewandelte Erscheinungsbild des heutigen Staates
Theodor Eschenburg und Werner Weber mes-
sen anscheinend die Tätigkeit der Verbände 
an einem Staatsmodell, das dem Erscheinungs-
bild des heutigen Gemeinwesens nicht mehr 
gerecht wird. Beide halten im Grunde den 
Staat für eine von wirtschaftlichen und sozia-
len Interessen unabhängige, eigenständige po-
litische Einrichtung; sie glauben, daß aus-
schließlich den Staatsorganen die politische

2 Herrschaft der Verbände? Stuttgart 1955, S. 32, 65. 
) Im Anschluß an eine Formulierung des Abbes 
Rene de Naurois vgl. W. Weber, Das politische 
Kräftesystem in der wohlfahrtsstaatlichen Massen-
demokratie, in: Spannungen und Kräfte im west-
deutschen Verfassungssystem, Stuttgart 19582, 
S. 139 ff. (140), und denselben in: Der Staat und die 
Verbände (Gespräch, veranstaltet vom Bundesver-
band der Deutschen Industrie), Heidelberg 1957,

4) In: Der Staat und die Verbände, S. 21.

Nach einem am 4. Mai 1965 im Hessischen Rundfunk 
und am 8. November 1965 im Südwestfunk gesen-
deten Vortrag. Die Anmerkungen beschränken sich 
auf die unentbehrlichen Nachweise.

Willensbildung vorbehalten bleiben müsse. 
Aus dieser Sicht erscheint die politische Ein-
flußnahme der Verbände notwendig als „De-
montage" oder „Kolonisation des Staates", 
wenn nicht gar als „Herrschaft der Verbä
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nde". 
Diese Anschauung entsprach schon in der Zeit 
des Kaiserreiches von 1871 nicht mehr der 
Wirklichkeit. Der Soziologe Peter von Oertzen 
hat die Wandlung des staatlichen Lebens im 
19. Jahrhundert in seiner Dissertation über 
„Die soziale Funktion des staatsrechtlichen Po-
sitivismus" geschildert ):
„Die nach 1870 sich mit wachsender Geschwin-
digkeit durchsetzenden sozialen und wirt-
schaftlichen Tendenzen stellen den Staat (der 
bisher die wirtschaftlich-gesellschaftliche Le-
benssphäre der freien Betätigung den einzel-
nen überließ) vor gänzlich neue Aufgaben und 
verändern das Wesen seiner Tätigkeit. Die 
Industrialisierung und damit zusammenhän-



gend die technisch-verkehrsmäßige, wirtschaft-
liche und geistige Vereinheitlichung der Ge-
sellschaft, die Entstehung großer, in sich ge-
schlossener, untereinander gegensätzlicher 
ökonomischer Gruppen, macht in wachsendem 
Maße den aktiven Eingriff des Staates not-
wendig. Der staatliche Apparat, die Exekutive, 
. .. beginnt an Bedeutung außerordentlich zu-
zunehmen. Zugleich ändert sich das Wesen 
der politischen Auseinandersetzung. Bisher 
trugen die sozialen Gruppen ihre Gegensätze 
unter- und außerhalb des festen Rahmens der 
. .. staatlichen Ordnung aus... Nun, wo die 
ökonomisch-sozialen Gegensätze an Ausdeh-
nung und Stärke zunehmen, richten die Klas-
sen ihr Streben unmittelbar auf die politische 
Macht und auf den Ort ihrer Ausübung, den 
regierenden und verwaltenden Staat..."
Und damit wandelt sich die Struktur des Staa-
tes selbst: er wird zu einem Gutteil zum Pro-
dukt der gesellschaftlichen Kräfte, zur Selbst-
organisation der modernen I

7
ndustriegesell-

schaft ).
Solange das staatliche Leben auf die geistig-
politische Sphäre beschränkt blieb und der 
ökonomisch-soziale Bereich ein Betätigungs-
feld gesellschaftlichen Beliebens war, mochte 
es legitim sein, das Handeln der wirtschaftlich-
sozialen Vereinigungen in den Bereich des 
privaten Vereinswesens zu verweisen und 
ihnen jede Berechtigung abzusprechen, an der 
politischen Willensbildung mitzuwirken. Im 
Zeitalter der Industrialisierung muß diese 
Sicht fragwürdig werden. In dem Maße, wie 
die wirtschaftlichen und sozialen Fragen in das 
staatlich-politische Leben einbezogen werden, 
nehmen die jetzt entstehenden Interessenver-
bände auf die staatliche Willensbildung Ein-
fluß.
Die freiheitliche demokratische Ordnung des 
Grundgesetzes nimmt diese Wirklichkeit des 

gewandelten staatlichen Lebens in sich auf; 
sie bietet keinen Raum mehr für die obrig-
keitliche Staatsanschauung. Sie öffnet sich den 
vielfältigen, einander oft entgegengesetzten 
politischen, wirtschaftlichen und sozi

8

alen Mei-
nungen und Interessen im Volke und gewähr-
leistet, namentlich durch die Grundrechte, daß 
die Einheit des Staates und die Zielrichtung 
des politischen Willens aus der gegenseitigen 
Verständigung und Auseinandersetzung der 
im Gemeinwesen wirksamen politischen Kräfte 
ständig neu hervorgeht ). Dieser freie politi-
sche Lebens- und Willensbildungsprozeß, an 
dem alle Bürger teilhaben sollen, ermöglicht 
nicht nur, sondern eriordert unter den Lebens-
bedingungen der modernen Industriegesell-
schaft, daß zwischen den einzelnen und dem 
Staat Zwischenglieder eingeschaltet werden9). 
Sie sind um so notwendiger, je komplizierter 
die Lebensverhältnisse werden, je mehr die 
politischen, sozialen und wirtschaftlichen Fra-
gen für den einzelnen an Überschaubarkeit 
und Durchsichtigkeit verlieren.

7) Dieser Tatbestand ist bereits von G. Jellinek 
erkannt worden: Verfassungsänderung und Ver-
fassungswandlung, Berlin 1906, S. 73 ff.

8) Vgl. dazu vor allem: K. Hesse, Die verfassungs-
rechtliche Stellung der politischen Parteien im mo-
dernen Staat, in: Veröffentlichungen der Vereini-
gung der Deutschen Staatsrechtslehrer, Heft 17 
(Berlin 1959), S. 11 ff. (17).
9) K. Hesse, ebenda, S. 19.
10) Laupheim 1948, S. 17.

Zu diesen, von unserer freiheitlichen demokra-
tischen Ordnung vorausgesetzten und durch 
die Vereinigungsfreiheit besonders geschütz-
ten Zwischengliedern zählen die Interessen-
verbände. Ihre Teilhabe an der politischen 
Willensbildung ist kein notgedrungenes Zu-
geständnis der demokratischen Verfassung an 
eine unabänderliche Entwicklung des Indu-
striezeitalters. Die demokratische Ordnung des 
Grundgesetzes bewertet vielmehr die politi-
sche, soziale und wirtschaftliche Tätigkeit der 
Verbände von vornherein positiv und setzt 
ihr Wirken als Faktor im Prozeß der politi-
schen Willensbildung von Verfassungs wegen 
voraus. Deshalb geht jede prinzipiell negative 
Beurteilung der heutigen politischen Wirksam-
keit der Verbände an der Verfassungsordnung 
der freiheitlichen Demokratie vorbei.

Das demokratische Mißverständnis

Der Widerhall, den die Vorwürfe Eschen-
burgs und Webers gegen die Verbände in der 
Bundesrepublik finden, läßt erkennen, daß vie-
len Mitbürgern die Gegebenheiten und Gesetz-
lichkeiten der modernen Demokratie nicht 
hinreichend vertraut sind. Darüber hinaus ver-
birgt sich hinter dieser Resonanz nicht selten 
ein mangelndes Verständnis für die demokra-
tische Staats- und Lebensform. Die Ursachen 
liegen in der eigenartigen demokratischen 
Entwicklung in Deutschland; sie stand unter 

zwei schwerwiegenden Belastungen, deren 
Folgen noch heute zu spüren sind: Deutschland 
ist ungleich später als England, Frankreich und 
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die Vereinigten Staaten zur demokratischen 
Staatsform übergegangen. Der Historiker Ru-
dolf Stadelmann hat in seinem Buch „Deutsch-
land und Westeuropa" beschrieben, wie sich 
diese Verspätung ausgewirkt hat ) :



„Sie hat kein rechtes Zutrauen, keinen Enthu-
siasmus und keine Freudigkeit für demokrati-
sche Einrichtungen, für die Legitimität der De-
mokratie entstehen lassen. (So wurde) kein 
Verfassungsmythus erzeugt, wie ihn England, 
Amerika und Frankreich besitzen. Es fehlt dem 
Deutschen an dem strahlenden Erinnerungs-
bild einer Glorious Revolution, einer Grande 
Journee, einer Declaration of Independance. 
Die Höhepunkte unserer nationalen Vergan-
genheit sind nicht Siege über die Monarchie, 
sondern Siege der Monarchie ..."
Und mehr noch: Die Niederlage der demokra-
tischen Bewegung im 19. Jahrhundert ist zu 
einem Trauma des deutschen Bürgers gewor-
den. Sein politisches Verhalten ist seltsam 
zwiespältig. Es schwankt zwischen tiefer Un-
beteiligtheit am politischen Leben und blinder 
Staatsergebenheit. Nirgends haben die radika-
len Ideen einen auf
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nahmebereiteren Boden ge-
funden als in Deutschland. Das politische Den-
ken der Deutschen hat der Theologe und Ge-
schichtsphilosoph Ernst Troeltsch scharf cha-
rakterisiert ):
(Es ist) „einerseits erfüllt von den Resten der 
Romantik und von sublimer Geistigkeit, ande-
rerseits realistisch bis zum Zynismus und zur 
vollen Gleichgültigkeit gegen allen Geist und 
alle Moral, vor allem aber geneigt, beides 
merkwürdig zu mischen, die Romantik zu bru-
talisieren und den Zynismus zu romantisie-
ren“.
Die Katastrophe von 1945 hat uns ernüchtert. 
Aber der deutsche Bürger besitzt noch nicht 
das demokratische Selbstbewußtsein des An-
gelsachsen oder das demokratische Pathos des 
Franzosen. Er muß den Zugang zur Demokratie 
erst finden.
Die zweite Belastung ist der auf Rousseau 
zurückgehende demokratische Doktrinarismus. 
Er ist die Ursache für viele Mißverständnisse, 
nicht zuletzt auch für die prinzipiell negative 
Beurteilung der politischen Tätigkeit der In-
teressenverbände. Rousseaus starre Begriffe 
erschweren die Verwirklichung des Grund-

Die doktrinäre Demokratie-Auffassung hat 
sich in Deutschland um so mehr durchsetzen 
können, als die Partikularinteressen breiten 
Bevölkerungsschichten suspekt sind. Ganz an-
ders in den angelsächsischen Ländern. Hier 
ist die Vertretung der einander entgegen-
gesetzen Interessens- und Vorstellungsrichtun-

1) Naturrecht und Humanität in der Weltpolitik, 
in der Aufsatzsammlung: Deutscher Geist und 
Westeuropa, (hrsg. von H. Baron) Tübingen 1925, 

gedankens der Demokratie: die größtmögliche 
reale Beteiligung aller Bürger am Staatsleben.
Für Rousseau bedeutet Demokratie die Herr-
schaft des als Einheit verstandenen, mit einem 
einheitlichen Willen begabten Volkes über 
sich selbst12 ). Er übersieht aber, daß ein Volk 
im politischen Sinn niemals eine von vornher-
ein gegebene Einheit ist. Es differenziert sich 
in gegensätzliche Meinungs-, Vorstellungs-
und Interessenrichtungen, die erst durch Ver-
ständigung oder Auseinandersetzung zu einer 
Einheit zusammenfinden können. Deshalb gibt 
es in der Demokratie keinen vorgegebenen 
einheitlichen Volkswillen. Die für alle Volks-
angehörigen verbindliche Willensrichtung muß 
ausnahmslos erst geschaffen werden. Auch die 
weitere Annahme des Doktrinarismus, daß ein 
Volk über sich selbst herrschen könne, läßt 
sich nicht aufrechterhalten. Es ist zu keiner 
Herrschaft fähig, weil es in corpore weder 
handeln nocht entscheiden kann. Noch weniger 
vermag es über sich selbst zu herrschen. Zwi-
schen Regierenden und Regierten bestehen 
sachnotwendig erhebliche Unterschiede, die 
sich nicht aufheben lassen. Herrschaft ist nur 
möglich, wenn die Regierenden zur Erfüllung 
ihrer besonderen Führungsaufgaben auch spe-
zifische Befugnisse besitzen, wenn sie gegen-
über den Regierten über ein gewisses Maß an 
Entscheidungsfreiheit verfügen13 ). Die Selbst-
herrschaft des Volkes mag ein politischer 
Idealzustand sein; auf Erden läßt er sich nicht 
erreichen.

12) Contrat social (1762), insbes. Buch II, Kap. 6.
13) H. Heller, Staatslehre, Leiden 1934, S. 247.
14) Contrat social, Buch II, Kap. 3; Buch IV, Kap. 1.

Für eine Demokratie im Sinne Rousseaus sind 
die Verbände als Vermittler zwischen Staat 
und einzelnem überflüssig. Der vorgegebene 
einheitliche Volkswille kann das Gemeinwohl 
unmittelbar viel besser verwirklichen. Die 
Verbände erscheinen geradezu als gefährlich, 
da sie das Gemeinwohl zugunsten von Parti-
kularinteressen verfälschen. Deshalb fordert 
der Doktrinarismus, die Einflußnahme der 
Verbände, der „corps intermediaires", auf die 
politische Willensbildung völlig zu unterbin-
den 14 ).

Die mißachteten Partikularinteressen
gen seit jeher legitim. Der Grund, weshalb bei 
uns die Einzelinteressen keine rechte Heim-
statt im politischen Denken gefunden haben, 
liegt nicht zuletzt in der eigenartigen Ent-
wicklung der deutschen politischen Theorie im 
beginnenden 19. Jahrhundert, die sich gegen 
zwei einflußreiche politische Strömungen zu 
behaupten hatte: gegen das absolutistische 



und gegen das aus Frankreich stammende re-
volutionäre Denken. Beiden Richtungen ist 
trotz aller Unterschiede eines gemeinsam: sie 
führen den Staat auf den konkreten partiku-
lären Willen zurück, die eine auf den Willen 
des Monarchen,
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 die andere auf den des Drit-
ten Standes. Demgegenüber gründet die in 
Deutschland vorherrschende Lehre unter der 
Führung Hegels den Staat auf den „allgemei-
nen", dem einzelnen als geistigem Wesen ein-
sichtigen Willen, den wesenhaften, sittlichen, 
vernünftigen Willen ). Während die Indivi-
duen — nach Hegel — in der privat-gesell-
schaftlichen Sphäre ihre persönlichen partiku-
lären Zwecke erstreben, führen sie im Staat eine 
„allgemeine Existenz", ein Le
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ben „nach all-
gemeinen, das heißt nach gedachten Grund-
sätzen". Sie haben im Staat teil an dem allge-
meinen Willen, der „das an sich in seinem Be-
griff Vernünftige" ist ).
Während des ganzen 19. Jahrhunderts sind die 
früheren Repräsentanten der Wissenschaft und 

politischen Praxis Hegels Auffassung gefolgt. 
Sie haben dem Partikularinteresse für das 
Staatsleben kein Gewicht beigemessen. Dieses 
Versäumnis mochte sich noch nicht voll aus-
wirken, solange die stabilen Verhältnisse der 
vorindustriellen Gesellschaft bestanden. Um so 
stärker mußte es sich bemerkbar machen, als 
die vielfältigen politischen, sozialen und wirt-
schaftlichen Gegensätze aufbrachen, die sich 
aus der fortschreitenden Industrialisierung er-
gaben. Die Einzelinteressen drangen sozusa-
gen mit ungebrochener Kraft in das politische 
Leben ein. Zwangsläufig wurde das Allgemein-
Sittliche und -Vernünftige, das Gemeinwohl, 
in Mitleidenschaft gezogen. Es verlor seine 
verbindliche Kraft, weil es von den einzelnen 
Interessengruppen in die alltägliche politische 
Auseinandersetzung gezogen wurde: Jede von 
ihnen war bestrebt, ihre eigenen Auffassungen 
und Vorstellungen zum Gemeinwohl zu erhe-
ben und alle ihnen entgegengesetzten als par-
tikulär abzuwerten.

Die Problematik des heutigen Verbandseinflusses

Die tatsächliche Problematik der politischen 
Einflußnahme der Verbände liegt heute nicht 
in der Gefahr einer „Herrschaft der Verbände" 
oder einer „Demontage des Staatlichen". Ganz 
im Gegenteil. Der Hamburger Politologe 'Wil-
helm Hennis beurteilt das politische Handeln 
der Verbände viel realistischer 173):

15)  Grundlinien der Philosophie des Rechts (1821),
neu hrsg. von J. Hoffmeister, Hamburg 1955,
§ 258 (S. 208 ff.).

16)  Ebenda, S. 208 f.
17) Verfassungsordnung und Verbandseinfluß, in: 
Politische Vierteljahresschrift, Köln—Opladen 1961, 
S. 23 f.

18) Der Staat und die intermediären Kräfte, in: Zeit-
schrift für evangelische Ethik, Gütersloh 1957,
S. 30 ff. (34).

„Daß sich die großen Gruppeninteressen mit 
einer Organisation ais Verband begnügen und 
den politisch entscheidenden Schritt zur Partei-
bildung unterlassen, . . . (ist) eher ein Kompli-
ment an die Adresse des Staates . . . Ein 
hoch entwickeltes Verbandsleben unter der 
Voraussetzung eines klar gegliederten Par-
teiensystems ist Ausdruck grundsätzlicher Be-
iahung der gegebenen politischen Ordnung, 
Zeugnis für ein hohes Maß an politischem 
Consensus. Auf einen Staat .Druck' ausüben, 
etwas von ihm fordern, ist eine Form der Bin-
dung an ihn; tief verbitterte Gruppen werden 
sich nicht damit aufhalten, mit einem verhaß-
ten System zu verhandeln."
Dennoch beruht das Unbehagen an den Ver-
bänden auf einer ernst zu nehmenden Besorg-
nis. Besteht nicht die Gefahr, daß ihre Einfluß-
nahme auf das staatlich-politische Leben 
Grundsätze unserer Verfassungsordnung be-

droht? Die Frage läßt sich nicht in Bausch 
und Bogen, sondern nur differenziert nach 
einzelnen typischen Wirkweisen der Inter-
essengruppen beantworten.
Das Grundgesetz hat Aufgabe und Tätigkeit 
der Verbände nicht ausdrücklich geregelt, wohl 
aber ihnen über die Vereinigungsfreiheit und 
das Recht der freien Meinungsäußerung einen 
legitimen Wirkungskreis gewährleistet. Die-
sen Bereich hat der Bonner Staatsrechtslehrer 
Ulrich Scheuner als den „Raum der Vorfor-
mung des politischen Willens" bezeichnet.
„Dieser Zwischenbereich" — so führt er näher 
aus 18 ) — „erfüllt unentbehrliche Funktionen. 
Er formiert die verschiedenen politischen 
Kräfte überhaupt erst zu aktionsfähigen Kräf-
ten, er vermittelt zwischen dem politischen 
Zentrum der Entscheidung und dem Volk, in-
dem er Meinung bildet und beeinflußt, ande-
rerseits aber die Stimmung der Wähler und 
Bürger beobachtet, spiegelt und kundgibt.“
Hier steht den Verbänden ein weites Feld 
offen, das eine Vielfalt von politischen Ein-
wirkungsmöglichkeiten bietet und lediglich 
durch die Strafgesetze begrenzt ist.
Die besondere Problematik beginnt indessen 
erst jenseits dieses Bereiches, nämlich dort, 
wo die Verbände nicht über das Medium der 
öffentlichen Meinung, sondern unmittelbar die 



Entscheidungen der leitenden staatlichen Äm-
ter zu beeinflussen suchen. Das geschieht heute 
vor allem in drei Richtungen: Zum einen durch 
die Einwirkung auf die Personalpolitik im 
öffentlichen Dienst; zum anderen durch die Mit-
arbeit in Ausschüssen, Fachkreisen und Bei-

räten, die bei den meisten oberen Bundes-
behörden errichtet worden sind; und drittens 
durch die Einflußnahme auf die Gesetzesvor-
bereitung im Wege der direkten Absprache 
mit dem Bundeskanzler, den Ressortministern 
und den höheren Ministerialbeamten.

Einflußnahmen auf Stellenbesetzungen im öffentlichen Dienst

Die erste Form der unmittelbaren Beeinflus-
sung ist unter dem Stichwort „Ämterpatro-
nage" bekannt geworden. Sie hüllt sich in ein 
kaum aufzuhellendes Dunkel. Personalangele-
genheiten werden überall diskret und fernab 
vom Rampenlicht der Öffentlichkeit entschie-
den. Um so weniger lassen sich die meist noch 
diskreter lancierten Einflußnahmen auf Stel-
lenbesetzungen aufspüren. Immerhin sind we-
nige Einzelfälle in die Öffentlichkeit gedrun-
gen, was vor allem den Publikationen Theodor 
Eschenburgs zu verdanken ist:
In seiner Schrift „Herrschaft der Verbände" 
berichtet er, wie im Frühjahr 1955 der Ge-
schäftsführer des niedersächsischen Bauern-
verbandes, Deetjen, zum Staatssekretär im 
niedersächsischen Ministerium für Landwirt-
schaft, Ernährung und Forsten ernannt 
wurde19 ). Und in seiner Broschüre „Der Be-
amte in Partei und Parlament" erwähnt er die 
Klage der Sozialdemokratischen Partei, daß 
ehemals leitende Angehörige von Unternehmer-
und Bauernverbänden im Bundeswirtschafts-, 
im Bundesernährungs- und im Bundes-
finanzministerium untergekommen seien; hin-
gegen nur wenige Gewerkschaftler im Bundes-
arbeitsministerium 20).  Nach Pressemeldungen 
soll der Bundesverband der Deutschen Indu-
strie vor einigen Jahren versucht haben, die 
Ernennung des Ministerialrats Günther zum 
Präsidenten des Kartellamts zu verhindern. 
Ferner sollen sich die Mittelstandsorganisatio-
nen bemüht haben, 
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die Bestellung des Mi-
nisterialdirektors Risse zum Leiter der Mittel-
standsabteilung im Bundeswirtschaftsministe-
rium zu vereiteln ). Hinzuweisen ist schließ-
lich auf ein an den damaligen Bundeskanzler 
Adenauer gerichtetes Telegramm des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes vom Oktober 
1962. Darin wird gerügt, daß der Kandidaten-
vorschlag der Gewerkschaften für den deut-
schen Vertreter bei der Hohen Behörde der 
Montanunion nicht berücksichtigt wurde. Der 
DGB-Vorsitzende beschuldigte die Bundesre-
gierung der „Verletzung anderswo selbstver-
ständlicher Regeln politischen Verhaltens" 22 ).

22) Das Telegramm wurde im Plenum des Deutschen 
Bundestag verlesen. Vgl. das amtliche Protokoll 
in den Stenographischen Berichten des IV. Deut-
schen Bundestages, Sitzung vom 12. Oktober 1962, 
S. 177.
23) Siehe dazu unten S. 8 ff.
24) Siehe dazu unten S. 11 f.

19) Stuttgart 1955, S. 17
20) Frankfurt 1952, S. 138 f.
21) Beide Beispiele zitiert bei Th. Eschenburg, Ämter-
Patronage, Stuttgart 1961, S. 67.

Die Einflußnahme der Verbände auf Stellen-
besetzungen im öffentlichen Dienst kommt 
nicht von ungefähr. In ihr spiegelt sich die ge-
steigerte Bedeutung von Verwaltung und Mi-
nisterialbürokratie wider. Im Unterschied zu 
Regierung und Parlament sind sie weit weni-
ger von der öffentlichen Meinung abhängig, 
weil ihre Stelleninhaber in der Regel auf Le-
benszeit berufene Beamte sind. Um auf Ver-
waltungs- und Ministerialentscheidungen un-
mittelbar einwirken zu können, müssen die 
Verbände versuchen, ihnen nahestehende oder 
angehörende Beamte in Schlüsselstellungen zu 
lancieren. Sicherlich erwarten sie von den pa-
tronierten öffentlichen Bediensteten keine 
rechtswidrigen Amtshandlungen, wohl aber 
eine gewisse Zugänglichkeit für ihre Inter-
essen, eine gewisse Geneigtheit zu verbands-
freundlichen Entscheidungen. Daneben mögen 
sie auch aus anderen Motiven Einfluß auf die 
Personalpolitik ausüben, etwa um verdienten 
Verbandsfunktionären eine beamtenrechtliche 
Versorgung zu verschaffen. Indessen dürfte 
dieser Gesichtspunkt in der Regel nur eine 
untergeordnete Rolle spielen.

Regierung und Ministerialbürokratie haben 
diese Einwirkungsmöglichkeit der Verbände 
zunehmend begünstigt. Vertreter der großen 
Verbände werden zu den bei den oberen Bun-
desbehörden gebildeten Beiräten, Fachkreisen 
und Ausschüssen regelmäßig hinzugezogen23 ). 
Und Ministerialbeamte hören Beauftragte der 
Spitzenverbände bei der Vorbereitung der Ge-
setzentwürfe in einem förmlichen Verfahren 
an24 ). Dadurch haben sich die schon bestehen-
den Kontakte zwischen Verbänden und der 
Ministerialbürokratie erheblich verstärkt. Dar-
über hinaus können die Verbände, die Be-
amteninteressen wahrnehmen, Einstellungen 
und Beförderungen von Beamten direkt be-
einflussen. Funktionäre der Gewerkschaften, 
die unter den Mitgliedern des Personalrats 
vertreten sind, dürfen in einigen Ländern un-



eingeschränkt an den Sitzungen des Personalrats 
teilnehmen; in den Personalräten der Behör-
den anderer Länder und des Bundes können 
sie nach besonderer Zulassung von Fall zu 
Fall mit beratender Stimme mitwirken 25 ).
Die Gefahren, die sich aus dieser Einflußnahme 
für den öffentlichen Dienst ergeben, dürfen 
nicht unterschätzt werden. Zwar mag es bis zu 
einem gewissen Grade für die Verwaltung 
oder ein Ministerium vorteilhaft sein, Ver-
bandsfunktionäre als Beamte einzustellen, na-
mentlich wenn es sich um Fachleute handelt, 
die in einer Spezialmaterie besonders sachkun-
dig sind. (Diese Erwägung hat vielleicht auch 
bei der erwähnten Ernennung des Geschäfts-
führers des niedersächsischen Bauernverban-
des zum Staatssekretär im niedersächsischen 
Ernährungsministeriums eine Rolle ge-
spielt.) Aber auf lange Sicht ist diese Praxis 
bedenklich: Werden in allzu großer Zahl Ver-
bandsvertreter in das Beamtenverhältnis über-
nommen, entsteht unvermeidlich die Gefahr, 
daß die für den öffentlichen Dienst unentbehr-
lichen Beamtenqualitäten der strengen Rechts-
gebundenheit, der Unparteilichkeit und der 
Sachgerechtigkeit in Mitleidenschaft gezogen 
werden. Diese Befürchtung läßt sich nur be-
dingt mit dem Hinweis entkräften, daß der in 
den öffentlichen Dienst eingestellte Verbands-
funktionär anders handeln werde, als wenn er 
in seiner früheren Stellung geblieben wäre. 
Ein im politischen Leben erfahrener Funktio-
när gerät immer wieder in Versuchung, nicht 
nur zu erprobten Mitt
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eln und Wegen des poli-
tischen Kampfes zu greifen, sondern die poli-
tischen Auseinandersetzungen auch in die Ver-
waltung und das Ministerium zu tragen. Schon 
vor fast fünfzig Jahren hat Max Weber auf 
die kategorischen Forderungen des öffent-
lichen Dienstes hingewiesen ) :
Es ist nicht Sache des Beamten, „nach seinen 
eigenen Überzeugungen mitkämpfend in den 
politischen Streit einzutreten. (Vielmehr hat 
er) ... seine eigenen Neigungen und Meinun-

gen (zu) überwinden ..., um gewissenhaft 
und sinnvoll durchzuführen, was allgemeine 
Vorschrift oder besondere Anweisung von ihm 
verlangen, auch und gerade dann, wenn sie 
seinen eigenen politischen Auffassungen nicht 
entsprechen."
Hier ist ein Angelpunkt unserer heutigen Ver-
fassungsordnung angesprochen, die auf der 
Scheidung von rechtsstaatlichem Bereich der 
Verwaltung und des Ministeriums einerseits 
und politischem Bereich demokratischer Wil-
lensbildung andererseits beruht. Die freie poli-
tische Auseinandersetzung ist nach dem 
Grundgesetz auf den „Raum der Vorformung 
des politischen Willens" und den Bereich der 
institutionalisierten Willensbildung in Regie-
rung und Parlament beschränkt. Sie ist been-
det, wenn das Parlament den Vorschlag der 
Mehrheit zum Gesetz erhoben hat. Ministe-
rium und Verwaltung haben lediglich die 
Aufgabe, die Ausführung der Gesetze zu re-
geln und unparteiisch und sachgerecht die ge-
setzlich vorgesehenen Maßnahmen zu treffen. 
Sie dürfen den politischen Kampf nicht fort-
setzen, weil sonst die politische Willensbil-
dung ad absurdum geführt würde und die 
ordnungsgemäße Durchführung der Gesetze 
nicht gewährleistet wäre.
Die Gefahren, die aus einer allzu interessen-
betonten Personalpolitik entstehen, lassen sich 
nur bedingt durch neue gesetzliche Vorschriften 
oder zusätzliche Kontrollen abwenden. Wirk-
sam kann ihnen nur begegnet werden, wenn 
nicht nur Behördenleiter und Personalreferen-
ten, sondern auch Regierung, Parteien und 
Verbände sich der Folgen einer fortdauernden 
Einflußnahme der Interessengruppen bewußt 
werden und daraus Konsequenzen ziehen. 
Wenn die Einwirkung der Verbände zu einer 
„selbstverständlichen Regel politischen Ver-
haltens" geworden ist, wie es in dem er-
wähnten Telegramm des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes heißt, ist es zu spät, die geschil-
derten Gefahren zu bannen.

Die Mitwirkung in staatlichen Beiräten und Ausschüssen

Weniger bekannt ist demgegenüber der zweite 
von den Interessenverbänden beschrittene 
Weg, unmittelbar auf die Entscheidungen der 
leitenden staatlichen Ämter einzuwirken: der 
Weg über die Beiräte und Ausschüsse bei den 
oberen Bundesbehörden. Er ist den Verbänden 
ausschließlich von der staatlichen Bürokratie 

und dem Parlament eröffnet worden. Nahezu 
alle Bundesministerien haben sich mit einem 
Kranz von beratenden Beiräten, Ausschüssen, 
Kommissionen und Arbeitskreisen umgeben, 
zu denen sie durchweg Verbandsvertreter hin-
zuziehen. Ein Bonner Ministerialbeamter hat 
vor einigen Jahren nicht weniger als 57 sol-

25) Vgl. statt weiterer Belege § 34 des Hessischen
Personalvertretungsgesetzes vom 23. Dezember
1959 (GBV1. S. 83) einerseits und § 35 des Personal-
vertretungsgesetzes des Bundes vom 5. August 1955
(BGBl I, S. 477) andererseits.

26) Parlament und Regierung im neugeordneten 
Deutschland (1918), jetzt in: Gesammelte politische 
Schriften, Tübingen 1958 * * * * * 2, S. 294 ff. (339 f.).



eher Gremien gezählt27 ): allein 22 sind beim 
Bundeswirtschaftsministerium, 9 beim Mini-
sterium des Innern, 7 beim Bundesverkehrs-
und 5 beim Bundesarbeitsministerium gebildet 
worden. Die restlichen 14 verteilen sich auf 
andere Bundesministerien. Heute dürfte die 
Zahl dieser Gremien eher höher als niedriger 
liegen.

30) Jahresbericht der Bundes Vereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände 1962, S. 167 f.
31) Vgl. hierzu § 23 III der Gemeinsamen Geschäfts-
ordnung der Bundesministerien (Besonderer Teil), 
abgedruckt in der von H. Lechner und K. Hülshoff 
besorgten Textsammlung Parlament und Regierung, 
München—Berlin 19582, S. 399 ff.

Zu diesen Beiräten tritt eine Reihe von Ver-
waltungsräten bei den Bundesanstalten und 
bei anderen Bundeseinrichtungen hinzu; auch 
hier wirken in der Regel Verbandsvertreter 
mit. Sind die Beiräte den Ministerien lediglich 
attachiert, so sind diese Gremien Organe der 
Bundesanstalten und -einrichtungen selbst. Sie 
haben gegenüber den Beiräten nicht nur rein 
beratende, sondern meistens auch beschlie-
ßende Funktionen. Wie weit diese Aufgaben 
reichen, beweist das Beispiel des Verwaltungs-
rates der Deutschen Bundesbahn. Er beschließt 
über den „Wirtschafts- und Stellenplan, den 
Jahresabschluß, die Aufnahme von größeren 
Krediten und Anleihen, über die Vorschläge 
für die Ernennung und die Abberufung von 
Vorstandsmitgliedern, die Vorschläge zur Be-
setzung der leitenden Dienstposten der 
Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
sowie der Dienstposten der Präsidenten der 
Eisenbahndirektionen und der zentralen Ämter 
sowie über grundsätzliche Fragen des Personal-
wesens und über die wesentlichen Eisenbahn-
und sonstigen Tarife", um nur d
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ie hervor-

stechendsten Aufgaben zu erwähnen ).

So vielfältig das Spektrum der Beiträge und 
beschließenden Ausschüsse ist, so unterschied-
lich sind die Einflußmöglichkeiten der Ver-
bände. Sie hängen zu einem Gutteil von den 
Aufgaben dieser Gremien ab. Vielfach ist 
auch die Frage der Auswahl der Verbands-
vertreter mitentscheidend: Die Einflußchancen 
sind größer, wenn den Verbänden ein Vor-
schlagsrecht für die einzelnen Mitglieder zu-
gestanden wird, wie etwa bei der Auswahl 
der Vertreter
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 für den Verwaltungsrat der 
Bundesanstalt für den Güterfernverkehr oder 
die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende 
Schriften 1 ). Und sie sind meistens dort 
schwächer, wo eine Behörde die Ausschuß-
mitglieder aus den einzelnen Verbänden selbst 
auswählen kann. Das ist bei der Mehrzahl der 

) Heinrich Kipp, Entstehung, Aufgaben und Rechts-
stellung von Hilfseinrichtungen von Regierung und 
Parlament, in: Die öffentliche Verwaltung, Stuttgart 
1957, S. 513 ff. (521).

) § 12 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 
1951 (BGBl. I, S. 955).
' 1 Siehe § 62 I, II des Güterkraftverkehrsgesetzes 
vom 17. Oktober 1952 (BGBl. I, S. 697); § 9 II des 
Gesetzes über die Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften vom 9. Juni 1953 (BGBl. I, S. 377). 

beratenden Beiräte der Fall. Die Einflußmög-
lichkeiten werden ferner von der Anzahl der 
Verbandsvertreter mitbestimmt. Unter den 
Spitzenverbänden, die von den Ministerien 
allein berücksichtigt werden, sind diejenigen 
stärker vertreten, die allgemeinere und um-
fassendere Ziele verfolgen, wie etwa der Bun-
desverband der Deutschen Industrie, die Bun-
desvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände und der Deutsche Gewerkschaftsbund. 
Je spezieller und je enger der Verbandszweck 
ist, desto geringer ist auch der Anteil der 
Vertreter. Genaue Angaben über die Anzahl 
der Mitglieder liegen nur von der Bundes-
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände vor: Sie ist in 9 Ausschüssen mit ins-
gesamt 38 ordentlichen Mitgliedern vertre-
ten30 ). Freilich können aus dieser numeri-
schen Größe nur vorsichtige Schlüsse auf den 
Umfang und die Intensität des Verbandsein-
flusses gezogen werden.

Auf den ersten Blick mag es erstaunen, daß 
der Staat den Verbänden ein so wirksames 
Instrument zur Verfügung stellt. Aber der 
naheliegende Eindruck staatlicher Großmütig-
keit oder Ohnmacht vor übermäßig andrängen-
den Verbandsinteressen täuscht. Auch für die 
Bundesverwaltung bietet dieser Weg unbe-
streitbare Vorteile: Erstens ermöglicht er den 
Behörden, sich den Sachverstand der Ver-
bandsfunktionäre zunutze zu machen. Die zu-
nehmende Technisierung und Spezialisierung 
der Lebensverhältnisse zwingt die staatliche 
Bürokratie, sich fortlaufend mit den gewan-
delten Sachverhalten vertraut zu machen, was 
ohne die Mithilfe der Verbände ungleich 
schwerer wäre. Hier leisten die verschiedenen 
Fachausschüsse den Ministerial- und Verwal-
tungsbeamten wertvolle Dienste. Zweitens 
läßt sich der Kreis der Einfluß nehmenden 
Verbände über diese Gremien auf die großen 
Spitzenorganisationen beschränken31 ). Klei-
nere Interessengruppen und Ortsvorstände 
eines Verbandes können nunmehr leichter von 
den Ministerien ferngehalten und an die zen-
tralen Organisationen verwiesen werden. Da-
durch wird die Wirksamkeit der Verbände 
lokalisiert und für die Ministerialbürokratie 
sichtbarer und berechenbarer. Gewiß kann die-
ser Weg unerwünschte Einwirkungen auf die 
Bundesverwaltung nicht ganz ausschließen, 
aber sie verlieren angesichts des Forums der 
Ausschüsse an Reiz: Man geht nicht durch die



Hintertür, wenn das Portal geöffnet ist. Und 
drittens bietet die paritätische Beteiligung der 
Spitzenverbände die Möglichkeit, divergie-
rende Gruppeninteressen leichter aufeinander 
abzustimmen und damit den Verbandseinfluß 
bis zu einem gewissen Grad zu neutralisieren. 
Aufs Ganze gesehen, bedeuten die Beiräte und 
Ausschüsse für die Bundesverwaltung eher 
einen gewissen Schutz vor unbeschränktem, 
unkontrolliertem und ungestümen Verbands-
einfluß, als daß sie die Bundesbehörden einem 
übermäßigen und lähmenden Druck der Ver-
bände ausliefern würden.
Für die Interessenorganisationen sind die Bei-
räte und Ausschüsse vorgeschobene Posten, 
über die Verbandsinteressen unmittelbar bei 
den zuständigen Bundesbehörden geltend ge-
macht werden können. Sie schaffen darüber 
hinaus den Funktionären eine Plattform, auch 
außerhalb der Sachaufgaben dieser Gremien 
die Verwaltung zu beeinflussen.
Bedeutsamer sind indessen die sachlichen Aus-
wirkungen auf das Verbandsleben selbst. Zum 

einen wird durch das Instrument der Beiräte 
der Zug zur Konzentration der Verbandsmacht 
erheblich verstärkt, denn nur Spitzenorgani-
sationen sind mitwirkungsberechtigt. Wie weit 
diese Entwicklung schon vorangeschritten ist, 
beweist das Beispiel der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände, der ne-
ben den Landesverbandsorganisationen 41 
Fachspitzenverbände mit mindestens 383 Mit-
gliedsverbänden angehören32 ). Zum anderen 
wird der Trend zu fortschreitender Bürokrati-
sierung der Verbandsführung gefördert: Aus 
der ständigen Zusammenarbeit mit den staat-
lichen Verwaltungsstellen gewinnen die Ver-
bände tiefere Einblicke in die Arbeitsweise 
und den Aufbau der Behörden, erhalten 
vielfältige Anregungen, ihre eigene Organi-
sation auszubauen und zu rationalisieren. Der 
Prozeß der wechselseitigen Angleichung von 
staatlicher und Verbandsbürokratie wird be-
schleunigt und intensiviert. Schon heute sind 
die Hauptgeschäftsstellen der Spitzenverbände 
in der Regel wie die Bundesministerien ge-
gliedert.

32) Jahresbericht der Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände 1962, S. 138 ff.
33) Vgl. hierzu K. Hesse, Veröffentlichungen der 
Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, Heft 
17 (Berlin 1959), S 42.
34) § 62 III der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesministerien (Allgemeiner Teil), abgedruckt 
bei Lechner/Hülshoff, aaO., S. 348 ff.

Das ungelöste Problem der Verantwortlichkeit

So vorteilhaft dem Staat die Mitarbeit der 
Verbände erscheinen mag, so ungelöst ist das 
Problem der Verantwortlichkeit der Verbands-
vertreter. Unsere Verfassungsordnung geht 
von dem Grundsatz der realisierba
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ren Verant-

wortlichkeit aller öffentlichen Tätigkeit aus ). 
Jeder, der öffentliche Aufgaben wahrnimmt, 
soll dafür einstehen, daß er seine Befugnisse 
nicht mißbraucht, daß er sie im Einklang mit 
den Zwecken des Gemeinwesens ausübt. Für 
die Beamten gibt es eingehende Regelungen: 
Sie unterliegen nicht nur einer Dienst- und 
Fachaufsicht der vorgesetzten Behörde, son-
dern auch einer besonderen Disziplinarge-
richtsbarkeit, die schuldhafte Verstöße gegen 
Beamtengesetze oder Dienstanweisungen ahn-
det. Fragt man jedoch nach der Verantwort-
lichkeit der Verbandsvertreter, findet man 
kaum wirksame Vorschriften. Beamte sind sie 
nicht; deshalb lassen sich die beamtenrecht-
lichen Bestimmungen nicht heranziehen. Sie 
sind ehrenamtliche Mitglieder, die ihre Auf-
gaben „nach bester Überzeugung" zu erfüllen 
haben, ohne an Weisungen gebunden zu 
sein 34 ). Ist damit die Frage ihrer Verantwort-

lichkeit grundsätzlich beantwortet? Gerade 
hier liegt das Problem.

Ihre persönliche Unabhängigkeit, von der 
diese Regelungen ausgehen, ist in praxi nicht 
gewährleistet. Die Verbandsvertreter sind 
nicht nur durch ihre Mitgliedschaft der Interes-
senorganisation verpflichtet und deshalb mehr 
oder weniger von ihr abhängig, sondern viel-
fach ist gerade ihre fortdauernde Zugehörig-
keit zum Verband die Bedingung, daß sie ihr 
Ehrenamt behalten35 ). Gerät ein Funktionär 
in einen Gewissenskonflikt, ob er seinen eige-
nen oder den Vorstellungen seiner Interessen-
gruppe folgen soll, so muß er bei der Entschei-
dung für seine Auffassung gewärtigen, daß er 
nicht nur seine Verbandsmitgliedschaft, son-
dern als unvermeidliche Folge oft auch sein 
Ehrenamt im Beirat verliert. Ein sonderbares 
Ergebnis.
Am sinnvollsten ließe sich das Dilemma da-
durch lösen, daß die persönliche Unabhängig-
keit des Verbandsvertreters effektiv gesichert 
würde. Aber damit würde er sich in einen un-
abhängigen Experten verwandeln, der für sei-
nen Verband keinen Einfluß mehr ausübt. 
Zwar wäre seine Verantwortlichkeit hinrei-
chend gewährleistet, jedoch der besondere 
staatliche Zweck der Beiräte und Ausschüsse

35) Statt weiterer Beispiele: § 62 IV Satz 3 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes (vgl. oben Anmerkung 
29).



vereitelt, nämlich den Verbandseinfluß zu ka-
nalisieren. Diese Möglichkeit scheidet daher 
aus.
Dann bleibt lediglich der Ausweg, die Verant-
wortung für die Tätigkeit des Ausschußmit-
gliedes den Verbänden aufzubürden. Der Vor-
schlag würde allerdings voraussetzen, daß die 
Interessenorganisationen nicht nur für die 
Handlungsweise ihrer „Vertreter", sondern 
letztlich auch für ihr eigenes politisches Ver-

halten zur Rechenschaft gezogen werden könn-
ten. Das hieße aber, die freie, vom Staat 
unabhängige Stellung der Verbände unter-
graben und die freiheitliche demokratische 
Ordnung verletzen.
Somit bleibt das Problem der Verantwortlich-
keit des Verbandsvertreters ungelöst. Und so-
lange dieser Zustand andauert, ist der Grund-
satz realisierbarer Verantwortlichkeit jeder 
öffentlichen Tätigkeit nicht voll verwirklicht.

Die dritte Form der Beeinflussung ist der 
Versuch der Verbände, unmittelbar auf die 
Vorbereitung der Gesetzentwürfe einzuwir-
ken, indem sie Absprachen mit den höheren 
Ministerialbeamten, den Ressortministern oder 
dem Bundeskanzler treffen.

Es ist bekannt, daß die Verbandsfunktionäre 
als Lobbyisten in den Wandelhallen des Par-
laments auf die Abgeordneten einreden, damit 
sie für oder gegen ein Gesetz stimmen, Ab-
änderungsanträge stellen oder neue Gesetzes-
anträge einbringen. Dieser Weg der Einfluß-
nahme auf die Gesetzgebung ist nur einer von 
mehreren — und nicht einmal der bedeutsamste. 
Aus guten Gründen bevorzugen die Verbände 
heute den Zugang zu den Ministerialbeamten, 
zum Ressortminister und sogar zum Bundes-
kanzler. Denn in der modernen parlamentari-
schen Demokratie gehen die Gesetzesinitiati-
ven nur noch zu einem geringen Teil vom 
Parlament aus; in den letzten Jahren waren 
es in der Bundesrepublik selten mehr als ein 
Viertel. Die meisten Gesetzesvorlagen werden 
von der Bundesregierung eingebracht und von 
der Ministerialbürokratie Vorbereitet. Jeder 
wirksame Versuch, die Formulierung eines 
Gesetzes zu beeinflussen, wird in der Regel 
bei der Regierung und dem federführenden 
Fachministerium ansetzen müssen. Beide bie-
ten sich auch aus einem weiteren Grund als 
Adressaten des Verbandseinflusses an: Sie 
haben die erforderlichen Ausführungs-, Ergän-
zungs- und Ausnahmeverordnungen zu den 
einzelnen Gesetzen zu erlassen. Gelingt es 
einem Verbände nicht, seine Vorstellungen in 
einem Gesetz durchzusetzen, so muß ihm 
viel daran gelegen sein, daß wenigstens ein 
Teil seiner Vorschläge durch eine Verordnung 
sanktioniert wird.
Es überrascht daher nicht, daß die Verbände 
den Bundestag und seine Abgeordneten im 
Blick auf die Vorbereitung der Gesetze als 
quantite negligeable betrachten. Den besten 
Beweis liefert die geringe Anzahl der förm-

Einwirkungen auf die Gesetzgebung 

liehen Eingaben, die an das Parlament und 
seine Mitglieder gerichtet werden: Der Bun-
desverband der Deutschen Industrie reichte 
beispielsweise im Jahre 1962 von insgesamt 
100 als „wichtig" bezeichneten Eingaben nur 
4 beim Bundestag ein, dagegen 96 bei den zu-
ständigen Bundesministerien36). Und im glei-
chen Jahr sandte der Deutsche Beamten-
bund nur 12 se

37

iner Eingaben an den Bundes-
tag, dagegen 104 an die einzelnen Fachmini-
sterien des Bundes ).

36) Jahresbericht des Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie 1963, S. 170 ff.
37) Geschäftsbericht der Bundesleitung des Deut-
schen Beamtenbundes, 1963, S. 40 ff.
38) Besonderer Teil, § 23 I, II (vgl. oben Anmerkung 
31).

Die Einflußnahme der Verbände beginnt bei 
den Abteilungen des zuständigen Ministe-
riums, die den sogenannten Referentenentwurf 
abfassen. Der Zugang zur Ministerialbürokra-
tie ist den Verbänden auch hier durch staat-
liche R
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egelung eröffnet. Nach der Gemein-
samen Geschäftsordnung der Bundesministe-
rien wird den Spitzenorganisationen in einem 
förmlichen Anhörungsverfahren Gelegenheit 
geboten, ihre Ansichten und Vorschläge zu 
einem geplanten Gesetz vorzutragen ).  Wenn 
diese Regelung auch nur sehr neutral davon 
spricht, die Verbände könnten „zur Beschaf-
fung von Unterlagen" herangezogen werden, 
so ist kaum zu bezweifeln, daß sie an der 
Gesetzesvorbereitung real beteiligt werden 
sollen. Die Gründe entsprechen im wesent-
lichen denen, welche die Bundesverwaltung 
für die Mitarbeit der Verbandsvertreter in den 
beratenden Beiräten und beschließenden Aus-
schüssen ins Feld führt: Der Sachverstand der 
Funktionäre soll in den Dienst des Ministe-
riums gestellt, der Kreis der Einfluß nehmen-
den Verbände auf die großen Spitzenorganisa-
tionen beschränkt und der Verbandseinfluß 
lokalisiert und neutralisiert werden.
Nach dem förmlichen Anhörungsverfahren 
steht den Verbänden gleichsam noch eine Be-



rufungsinstanz offen: Verbandsabordnungen 
können von dem zuständigen Ressortminister 
empfangen werden, um nicht durchgesetzte 
Forderungen erneut 3
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9anzumelden 9). Auch da-
mit ist sozusagen der Instanzenzug noch nicht 
erschöpft: „In besonderen Fällen" empfängt 
auch der Bundeskanzler Deputationen der In-
teressenorganisationen ).
In der Praxis wird von diesen Einwirkungs-
möglichkeiten lebhaft Gebrauch gemacht. Die 
Art, in der die Verbände die Klaviatur dieses 
Instruments beherrschen, ist bewundernswür-
dig. Sie wird nur deshalb zum allgemeinen 
Ärgernis, weil die Interessengruppen ihre 
Kunstfertigkeit hinter verschlossenen Türen 
beweisen. Keiner, der an der Vorbereitung der 
Gesetzesvorlagen oder an der Gesetzgebung 
von Amts wegen beteiligt ist, übersieht voll-
ständig, inwieweit die Verbände ihren Einfluß 
ausüben werden oder schon ausgeübt haben: 
Die Referenten des Ministeriums wissen nicht, 
ob der fertige Gesetzentwurf durch die Rück-
sprache einer Verbandsabordnung beim Mini-
ster hinfällig wird; der Minister weiß nicht, ob 
seine vom Kabinett gebilligte Gesetzesvorlage 

nach einem Gespräch mit dem Bundeskanzler 
zurückgezogen oder wesentlich verändert wird. 
Und wenn schließlich ein Entwurf dem Bundes-
tag vorliegt, wissen die Fraktionen und Ab-
geordneten häufig nicht, an welchen Stellen 
Verbandsvorschläge eingearbeitet wurden.

Noch mehr verdrießt jedoch eine Spielart der 
„Kanzlerdemokratie1', die sich in den letzten 
Jahren der Kanzlerschaft Adenauers entwickelt 
hat: Die Verbände versuchen, wichtige Ent-
scheidungen im Stadium der Gesetzesvorberei
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-
tung durch unmittelbare Absprachen mit dem 
Bundeskanzler herbeizuführen, um die zustän-
digen Minister und Ministerialbeamten vor 
vollendete Tatsachen zu stellen. Der Bundes-
tagsabgeordnete August Dresbach hat diese 
Praxis ironisch glossiert ):

39) § 10 I der Geschäftsordnung der Bundesregie-
rung vom 11. Mai 1951 (Gemeinsames Ministerial-
blatt, S. 137).
40) § 10 II ebenda.
41) Der Bundeskanzler und die Verbände, in: Frank-
furter Allgemeine Zeitung, 27. Februar 1960.
42) Zum Problem des Öffentlichen und der Öffent-
lichkeit, in: Gedächtnisschrift für W. Jellinek, Mün-
chen 1955, S. 11 ff. (16)

43) Politische Vierteljahresschrift, Köln—Opladen
1961, S. 34 (Hervorhebung im Originaltext).

„Wer etwas auf sich hält, geht schon nicht mehr 
zum Ressortminister, geschweige denn zum 
Parlamentsausschuß — dessen Mitglieder wer-
den bestensfalls zu einer nachträglichen Aus-
sprache ins Verbandsgebäude mit anschließen-
dem Imbiß geladen" ... (Er geht) „zum Imme-
diatvortrag beim Kanzler" .. .

Die Frage der Öffentlichkeit demokratischer Willensbildung

Der heimliche Zugang zur Staatsführung ge-
fährdet den Verfassungsgrundsatz der Öffent-
lichkeit demokratischer Willensbildung. Nicht 
nur der Akt der Gesetzgebung, sondern auch 
die ihm vorausgehenden Vorgänge sind ein 
wichtiger Teil politischer Willensbildung: das 
Anhörungsverfahren der Spitzenverbände 
ebenso wie die Vorsprachen von Verbands-
deputationen bei den Ressortministern oder 
dem Bundeskanzler. Auch sie müssen öffent-
lich, das heißt allgemein zugänglich, an die 
Adresse der Allgemeinheit gerichtet sein, der 
„nichtorganisierten letzten Instanz in der De-
mokratie", wie sie der Staatsrechtslehrer Ru-
dolf Smen 42d genannt hat ).

Im Widerspruch zu diesem Grundsatz spielt 
sich die Einflußnahme der Verbände im Ver-
borgenen ab; nur wenige Vorgänge dringen an 
das Licht der Öffentlichkeit. Wie läßt sich die
ser Mißstand beseitigen? Es liegt nahe, die 39

Verbände rechtlich zu verpflichten, alle Ein-
wirkungen auf die Gesetzesvorbereitung künf-
tig bekanntzumachen. Jedoch hilft dieser Vor-
schlag nicht weiter. Er würde zwar dem Of-
fentlichkeitsprinzip genügen, aber gegen einen 
anderen Verfassungssatz verstoßen. Jede öf-
fentliche Rechenschaftspflicht, deren Beachtung 
womöglich noch durch staatliche Zwangsbefug-
nisse gesichert wäre, müßte die verfassungs-
rechtliche Stellung der Verbände als freie 
unabhängige Vereinigungen aufheben. Der 
demokratische Willensbildungsprozeß würde 
von einer anderen Seite her gefährdet.

Ein überzeugender Ausweg ist bis heute nicht 
gefunden. Und es wird noch vieler Anstren-
gungen und Überlegungen bedürfen, ehe die 
Einflußnahme der Interessengruppen zufrie-
denstellend in die Verantwortungszusammen-
hänge der demokratischen Verfassung einbe-
zogen wird. Immerhin gibt es fruchtbare An-
sätze, welche die Richtung einer künftigen 
Lösung vorzeichnen könnten.
Der Hamburger Politologe Wilhelm Hennis 
hat vorgeschlagen, nicht die Verbände selbst, 
sondern die Adressaten des Verbandseinflus-
ses einer verstärkten Rechenschaftspflicht zu 
unterwerfen 4S): 



„Ich glaube, man würde einen nicht unbedeu-
tenden Schritt hin zu größerer Verantwortlich-
keit der Verbände getan haben, wenn man 
erreichen könnte, daß die Begründungen (der 
Gesetzentwürfe) auch gewissermaßen ein Pro-
tokoll der vorhergehenden Verhandlungen 
enthielten. Die Regierung müßte verpflichtet 
sein, .. . darüber Aufklärung zu geben, in wel-
cher Weise die Verbände versucht haben, den 
Entwurf zu beeinflussen, gegebenenfalls, in-
dem man einfach als Anlage die entsprechen-
den Schriftstücke der Verbände beifügt. Ähn-
lich verfährt der schweizerische Bundesrat, der 
seinen Entwürfen in der Anlage die Gutachten, 
Denkschriften und Vernehmlassungen der Ver-
bände einfach anhängt."
Damit wäre in der Tat schon viel gewonnen. 
Das Parlament würde in der Lage sein, Art 
und Umfang des Verbandseinflusses zu über-
prüfen44 ). Darüber hinaus wären die Forde-
rungen der Interessengruppen einer breiten 
Öffentlichkeit zugänglich. Die Verbände wür-
den gezwungen sein, ihre Ziele vor der öffent-
lichen Meinung zu verteidigen und sich der 
Kritik durch andere politische Richtungen zu 
stellen.

44) Vgl. dazu Ziffer 8 des Gutachtens des Wissen-
schaftlichen Beirats beim Bundeswirtschaftsministe-
rium vom 31. Oktober 1964 (Vervielfältigung) — 
Aktenzeichen: Der Bundesminister für Wirtschaft
I A 1 — 02 08 55/98. Unter Ziffer 7 schlägt das Gut-
achten zusätzlich vor: „Die Bundestagsausschüsse 
sollten von der Möglichkeit Gebrauch machen, in 
öffentlicher Verhandlung Vertreter von Interessen-
verbänden und auch unabhängige Sachverständige 
zu vernehmen und eine vollständige Niederschrift 
darüber zu veröffentlichen".
45) Eine Bilanz, in: Kindlers Taschenbüchern, Band 
27, München 19632, S. 118.

Auf gleicher Linie liegt der Vorschlag, Ergeb-
nisse und Inhalt ihrer Aussprachen mit einem 
Minister oder dem Bundeskanzler durch die 
Pressestellen der Regierung zu veröffentlichen. 
Zwar könnte sich der Brauch entwickeln, über 
die Ges
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präche ebenso inhaltsleer zu berichten 
wie gelegentlich Schlußkommuniques über 
das Resultat diplomatischer Konferenzen; aber 
ein umsichtiger Kanzler oder Minister wird 
eine so große Heimlichkeit vermeiden, weil sie 
Mißtrauen im Volk hervorruft. Der Publizist 
Rüdiger Altmann hat in seinem Buch „Das 
Erbe Adenauers" ) auf die Kunst geschickter 
Staatsführung hingewiesen,
„die Verbände in öffentliche Verantwortung 
zu nehmen, sie zur Rechtfertigung zu nötigen. 
•.. Natürlich ist die Regierung nicht in der 
Lage und willens, Zwangsmittel anzuwenden. 
Aber ist es nicht schon ein Erfolg, wenn sie 
psychologisch Einfluß nehmen kann und wenn 
die Verbände bereitgemacht werden, ihre Po-
litik vor der Öffentlichkeit zu vertreten . . .?" *

Der Kanzler und die Minister hätten es leich-
ter, wenn die Voraussetzungen für den Emp-
fang von Abordnungen ausführlicher und prä-
ziser geregelt würden. Zum einen könnten sie 
Gesprächen hinter verschlossenen Türen eher 
ausweichen. Sie würden nicht so oft in Verle-
genheit kommen, aus Rücksicht auf ihre Ver-
handlungspartner Absprachen geheimhalten 
zu müssen. Zum anderen würde die Einfluß-
nahme der Verbände überschaubarer und be-
rechenbarer. Ministerialbeamte und Ressort-
minister, Minister und Bundeskanzler könnten 
weniger leicht gegeneinander ausgespielt wer-
den.
überblickt man die drei Richtungen, in denen 
heute die Verbände unmittelbar auf die Ent-
scheidungen der leitenden staatlichen Ämter 
Einfluß zu gewinnen suchen, so läßt sich zu-
sammenfassend sagen, daß die Interessengrup-
pen nirgends die Staatsführung an sich reißen 
oder es auch nur beabsichtigen. Sie wollen 
nicht herrschen — im Gegenteil: sie beschrän-
ken sich ausdrücklich darauf, ihre Gruppen-
interessen auf legalen Wegen bei den staat-
lichen Institutionen durchzusetzen.

Aber alle drei Wirkweisen bergen Gefahren 
für den Bestand unserer Verfassungsordnung 
in sich. Sie abwenden zu helfen, ist auch Auf-
gabe der Wissenschaft, insbesondere der Dis-
ziplin des öffentlichen Rechts und der politi-
schen Wissenschaft. Ihr Beitrag kann freilich 
nur darin liegen, Wege zu zeigen, wie die For-
men des Verbandseinflusses den Grundsätzen 
unserer Verfassung angepaßt werden können. 
Davon wird gewiß nicht wenig abhängen.

In erster Linie ist es Sache der politischen Kräfte 
unseres Gemeinwesens, insbesondere der In-
haber der staatlichen Führungsämter sowie 
der Parteileitungen, aber auch der Verbands-
führungen, diesen Gefahren zu begegnen. Sie 
werden diese Aufgabe nur lösen können, wenn 
bei ihnen — wie der Staatsrechtslehrer Konrad 
Hesse 46) gesagt hat —

„die Bereitschaft besteht, das eigene Verhalten 
durch die von der Verfassung normierte Ord-
nung bestimmen zu lassen, wenn die Ent-
schlossenheit vorhanden ist, jene Ordnung 
gegenüber aller Infragestellung und Anfech-
tung durch augenblickliche Nützlichkeitserwä-
gungen durchzusetzen, wenn also im allge-
meinen Bewußtsein und namentlich im Be-
wußtsein der für das Verfassungsleben Ver-
antwortlichen nicht nur der Wille zur Macht, 
sondern vor allem der Wille zur Verfassung 
lebendig ist.“ 

46) Die normative Kraft der Verfassung, Tübingen 
1959, S. 12.



Heinrich Schneider

Hochschule und Gesellschaft

I. Der Ort der Hohen Schule im Gemeinwesen
Vom Beginn der Hohen Schule an ist das Ver-
hältnis von Universität und Gemeinwesen im 
Abendland in seiner Eigenart deutlich aus-
geprägt. Die Hochschule konstituiert sich als 
„Universitas magistrorum et scholarium". Als 
solche nimmt sie .einen eigentümlichen Platz in 
der Gesellschaft ein. Sie tritt der geistlichen 
und der weltlichen Gewalt mit dem Anspruch 
auf Eigenständigkeit gegenüber, von beiden 
Seiten privilegiert, aber dem mittelalterlichen 
Verständnis zufolge als „Studium" dem Sacer-
dotium und dem Imperium, der geistlichen und 
der weltlichen Obergewalt, auf gleicher Ebene 
der Geltung begegnend. Die Trias erinnert an 
Max Webers bekannte These von den drei 
reinen Typen legitimer Herrschaft; man könnte 
in Anlehnung daran sagen, daß die Gesell-
schaft jener Zeit drei Grundformen der Au-
torität kennt: die traditionale der (meist mo-
narchischen) Geblütsherrschaft, die charisma-
tische der Kirche und die rationale, die der 
Gelehrtenrepublik eigen ist.
Dabei handelt es sich nicht um ein statisches 
Nebeneinander und keineswegs um eine Äu-
ßerlichkeit, sondern um einen höchst dynami-
schen Vorgang. Man muß ihn sich vergegen-
wärtigen, um die Funktion der Hochschule in 
der Gesellschaft und den Sinn ihrer Eigen-
ständigkeit zu verstehen. Zeichnen wir uns ein 
Bild der Lage (die Historiker mögen die Ver-
einfachung nachsehen):Die ursprüngliche Zwei-
einigkeit von weltlicher und geistlicher Ge-
walt löst sich in einer schmerzhaften und doch 
befreienden Auseinandersetzung. Im Investi-
turstreit kommt das Ringen um die oberste 
Autorität als politischer Machtkampf zum Aus-
bruch. Beide Seiten haben ja ihre „Parteiideo-
logen"; sprachen die einen davon, daß die 
Gewalt des Papstes auch den politischen Be-
reich voll in Anspruch nehmen dürfe, so be-
tonten die anderen, daß die Herrschaftssupre-
matie des Kaisers nicht nur faktisch-politisch, 
sondern auch geistlich legitimiert sei. Hinter 
dem Streit stehen verschiedene Rechts-, ja

Der vorliegende Beitrag wurde im Rahmen eines 
Internationalen Seminars über das Thema „Univer-
sität — Wissenschaft — Bildung“ vorgetragen, das 
vom 21. bis zum 31. Juli 1965 vom Europa-Haus 
Wien veranstaltet wurde. Die Vorträge und Dis-
kussionen des Seminars sind 1965 in Wien ver-
öffentlicht worden.

Weltauffassungen. Ihr Widerspruch bedeutet 
eine Krise des gesellschaftlichen Bewußtseins: 
Die Maßstäbe erscheinen als fragwürdig, Un-
sicherheit und Verwirrung machen sich breit. 
Wie wird sich die Spannung lösen lassen? 
Gibt es „friedliche Koexistenz" zwischen den 
beiden Autoritäten nur im Sinne eines takti-
schen Kompromisses, der bloß die jeweilige 
Machtlage mit gutklingenden Floskeln ver-
brämt, oder läßt sich eine Entscheidung zwi-
schen den gegenüberstehenden Forderungen 
auf Grund objektiver Kriterien gewinnen?
In dieser Konstellation fühlt sich die mensch-
liche Vernunft aufgerufen, die Machtansprüche 
der beiden positiven Gewalten auf ihre zurei-
chenden Gründe zu befragen. Das „Studium“ 
ist die Instanz, welche — gleichsam zwischen 
geistlicher und weltlicher Gewalt stehend — 
schiedsrichterlich über die Rechtmäßigkeit der 
beiderseitigen Positionen urteilt. Es bedient 
sich dabei der scholastischen Methode: Wenn 
Aussagen und Lehrsätze einander widerspre-
chen, so muß man sie kritisch durchdiskutie-
ren, das Für und Wider abwägen, um endlich 
zur bestbegründeten Entscheidung zu kommen. 
Das Studium ist also kein Handlangerdienst 
für eine gesellschaftliche Macht; die magistri 
sind nicht die Hofideologen positiver Gewal-
ten, die deren Forderung zu rationalisieren 
hätten, ihr Amt ist die kritische Aufklärung 
nach bestem Wissen und Gewissen. Die Au-
torität, auf die sie sich berufen, ist die der 
Vernunft — und zwar auch da, wo diese Ver-
nunft sich selber als gläubig versteht. Denken 
wir etwas an Thomas von Aquin: Er fragt, mo-
dern gesprochen, nach der Natur der Sache. 
Diese Frage ist sinnvoll, weil die Dinge (und 
so vor allem die Institutionen menschlichen 
Zusammenlebens) von Gott selbst ihre We-
sensform verliehen bekommen haben, so daß 
er in allen Dingen von sich, von der Wahrheit 
und vom höchsten Gut Zeugnis gibt. Die rechte 
Antwort auf die Fragen der Lebensordnung 
ergibt sich mithin aus der Befragung der Ver-
hältnisse nach ihrem eigentlichen Sinnkern, 
ihrer inneren Ordnung. Stehen Ansprüche der 
beiden positiven Gewalten einander gegen-
über, so muß man sie vom Sinn, vom Telos 
dieser beiden Gewalten selbst her beurteilen, 
also im Hinblick auf die Natur der Aufgaben 
von Kirche und Kaisertum (oder Königtum).



So kommt Thomas, der heiliggesprochene Do-
minikaner, zu dem Ergebnis, daß unter Um-
ständen der Christ unter Sünde verpflichtet ist, 
den Weisungen der geistlichen Obrigkeit den 
Gehorsam zu versagen — dann nämlich, wenn 
diese Weisungen dem Sinn der kirchlichen 
Aufgabe widersprechen (so Thomas im Kom-
mentar zum Matthäusevangelium). Sache des 
„Studiums" ist also das unabhängige Schieds-
richteramt, die verantwortliche Urteilsbildung 
der Vernunft. Eben diese Aufgabe ist der 
eigentliche Rechtfertigungsgrund dafür, daß 
die Eigenständigkeit sich auch im Rechtsstatus 
der Institution ausdrückt, deren Sache das Stu-
dium ist, also in der korporativen Autonomie 
der Universität. Ein solches Verständnis ver-
trägt sich freilich nicht zu dem Grundsatz der 
„Einheit von Theorie und Praxis", auf den 
dieser Tage so nachdrücklich verwiesen wurde 
— namentlich dann nicht, wenn man diesen 
Grundsatz im üblichen marxistisch-leninisti-
schen Sinne so versteht, daß die politische 
Führung, also die Partei, das letzte Wort (oder 
gar das Monopol) in Fragen wissenschaftlicher 
Wahrheit haben soll.
Steht die Aufgabe der Hochschule derart 
in einer unaufgebbaren Distanz zur Praxis der 
gesellschaftlichen Mächte, so ist das doch nur 
die eine Seite ihres Verhältnisses zum Ge-

meinwesen; indem sie ihre Aufgabe wahr-
nimmt, leistet sie zugleich auch einen un-
ersetzlichen Dienst am Leben der Gesellschaft: 
sie hilft mit zur Lösung der gesellschaftlichen 
Existenzprobleme, indem sie Konflikte — in 
unserem Beispiel den zwischen geistlicher und 
weltlicher Gewalt — durch vernünftige Klä-
rung versachlicht und damit zur Förderung 
von Gerechtigkeit und Frieden beiträgt. Sie 
hat auf ihre Weise an der Verantwortung für 
die Gesellschaft teil; sie kann und darf diesen 
Bezug nicht ableugnen, sie muß ihn ernst neh-
men.
So kann man das Verhältnis von Hochschule 
und Gesellschaft als ein dialektisches bezeich-
nen: Distanz und Engagement, Unabhängig-
keit und Zuordnung sind in ihm eigentümlich 
miteinander verschränkt. Übrigens charakte-
risiert eben dieses Verhältnis auch schon das 
antike Vorbild des „Studiums“, die Platoni-
sche Akademie: Platons Idee des geistigen 
Lebens bedeutet einen Rückzug aus der Polis, 
eine innere und äußere Abstandnahme — und 
doch ist die philosophische Lebensform die 
höchste Art des Dienstes am Zusammenleben, 
und die ganze Denkbemühung Platons kreist 
um sie Frage, wie man diesem Zusammen-
leben den Weg zur rechten Ordnung weisen 
könne.

II. Drei Dimensionen fruchtbarer Spannung

Die umschriebene, für das Verhältnis von 
Hochschule und Gesellschaft bestimmende 
Spannung artikuliert sich auf dreierlei Weise: 
zum einen, soweit es den juristischen Status 
der Hochschule betrifft, im Gegenüber von 
Autonomie und Heteronomie; zum zweiten, 
sofern es um Geist und Methode des Studiums 
geht, in der Polarität von selbstzwecklich ver-
standener Bildung einerseits und Ausbildung 
als Vorbereitung für gesellschaftliche Funktio-
nen andererseits; zum dritten endlich im Hin-
blick auf das politische Selbstbewußtsein der 
Hochschule im Gegensatz der Gesellschafts-
entfremdung einerseits und der Dienstwillig-
keit gegenüber dem Gemeinwesen anderer-
seits.

Was die erste dieser drei Spannungen betrifft, 
so ist es für uns selbstverständlich, daß die 
Universität eine staatliche Oberhoheit an-
erkennt. Sie kann so weit gehen, daß die Kul-
tusverwaltung die Ausbildungsgänge, ja die 
einzelnen Vorlesungs- und Übungsthemen be-
stimmt. Auch die Personalhoheit kann der 
Staat so weit in die Hand nehmen, daß von 
dem herkömmlichen Recht auf Selbstergän-

zung nicht viel übrig bleibt. Die französischen 
Verhältnisse — verwurzelt im republikani-
schen Affekt gegen alle korporative Autono-
mie, wie er in der Großen Revolution zutage 
trat — werden in Deutschland meist als Bei-
spiel genommen, wenn man ein Modell sehr 
eingeschränkter Autonomie betrachten will.
Daß heteronome Einwirkungen der Freiheit 
von Forschung und Lehre gefährlich werden 
können, bedarf keiner Erläuterung. Man hat 
darauf hingewiesen, daß bereits staatlich ver-
or

1
dnete Studiengangregelungen gegen die 

Lehrfreiheit verstoßen ). Die Hochschule ver-
mag ihrer Aufgabe, das kritische Gewissen des 
Gemeinwesens darzustellen, nicht gerecht zu 
werden, wenn ihr Wort sozusagen an die Po-
sition der jeweils regierenden Kräfte gebun-
den wird.
Die staatliche Oberhoheit über die Hochschule 
hat jedoch noch einen anderen Aspekt: Die

1) Richard Schwarz, Idee und Verantwortung der 
Universität, in: R. Schwarz (Hrsg.), Universität und 
moderne Welt, Berlin 1962, S. 139 ff. (S. 179 ff.). 
Vgl. auch Werner Thieme, Deutsches Hochschul-
recht, Berlin und Köln 1956. 



akademische Autonomie wird heutzutage nicht 
nur (ja vielleicht nicht einmal in erster Linie) 
durch den Staat gefährdet, sondern eher von 
anderen, gesellschaftlichen Mächten. Die Hoch-
schule kann gerade in unseren Tagen, da die 
wissenschaftliche Forschung für alle Lebens-
bereiche so sehr an Bedeutung gewonnen hat, 
in einen Status faktischer Heteronomie ge-
raten, wenn von außen kommende Forschungs-
aufträge die wissenschaftliche Arbeit in das 
Kraftfeld be

2

stimmter gesellschaftlicher Inter-
essen ziehen. Die bei uns herkömmliche Ein-
schätzung von „Staat" und „Gesellschaft" läßt 
demgegenüber die Einflußnahme des Staates 
als des Sachwalters der Allgemeinheit wün-
schenswerter erscheinen als die Auslieferung 
der Universität an ökonomische oder andere 
Partikularinteressen; freilich ist eben diese 
Einschätzung ihrerseits sozusagen kulturspe-
zifisch. Unter anderen Umständen können an-
dere Ortsbestimmungen der Hochschule im 
Gemeinwesen durchaus sinnvoll und fruchtbar 
sein, wie ein Blick auf die angelsächsische 
Welt, vor allem auf die USA, beweist. Die 
Idee der akademischen Autonomie braucht je-
denfalls nicht unbedingt die Staatlichkeit der 
Universität zu bedeuten ).

über die verschiedenen öffentlich-rechtlichen 
Konstruktionen der Autonomie kann in aller 
Kürze gesagt werden, daß etwa Frankreich 
den Charakter der Staatsanstalt besonders 
betont, daß in Österreich die Universitäten 
Selbstverwaltungsrechte besitzen, aber den-
noch nicht Körperschaften, sondern Anstal-
ten sind, während den deutschen Hochschulen 
der Status von Körperschaften des öffentlichen 
Rechts zukommt3). Sucht man allerdings nach 
Beispielen für eine möglichst weitgehende Au-
tonomie, dann wird man die lateinamerikani-
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schen Verhältnisse wohl am interessantesten 
finden. Dort hat sich ja die für die abendländi-
sche Moderne charakteristische perfekte 
Durchbildung der Staatlichkeit ) noch nicht 

5) Siehe dazu Heinz Hartmann, Hochschulen und 
Demokratie in Lateinamerika, Zeitschrift für Politik, 
N. F. Jahrgang XI (1964), S. 259 ff.

2) Zu den Voraussetzungen der Entgegenstellung 
von „Staat" und „Gesellschaft" vgl. Horst Ehmke, 
„Staat" und „Gesellschaft" als verfassungstheore-
tisches Problem, in: Staatsverfassung und Kirchen-
ordnung, Festgabe für Rudolf Smend zum 80. Ge-
burtstag, Tübingen 1962, S. 23 ff. Die nichtstaat-
lichen (vor allem kirchlichen und Stiftungs-)Uni-
versitäten, wie es sie zwar nicht im deutschen 
Sprachbereich, wohl aber innerhalb der westlichen 
Kultur weit gibt (auch in Europa), wären einer 
eigenen Untersuchung wert; zu erwägen wäre auch, 
ob nicht der Wandel der Staatsauffassung im Zei-
chen des Pluralismus und der freiheitlichen Demo-
kratie eine Änderung der bei uns üblichen Ein-
schätzung rechtfertigen könnte.
3) Vgl. Werner Thieme, a. a. O. (Anm. 1), S. 98 ff.
4) Zu diesem Vorgang vgl. neuerdings etwa Herbert 
Krüger, Allgemeine Staatslehre, Stuttgart 1963, 
passim.

im selben Maße wie bei uns stabilisiert; es 
gibt gewissermaßen noch mittelalterliche 
Strukturelemente des Gemeinwesens, An-
klänge an feudale Verhältnisse und an das 
alte Fehdewesen, und so eben auch die korpo-
rative Autonomie der Universitäten in einem 
uns hier und heute kaum mehr vorstellbaren 
Grade, wenigstens in einigen Ländern. In 
Venezuela beispielsweise, so wurde kürzlich 
berichtet5), kann die sonst im ganzen Lande 
standrechtlich verfolgte Partisanenbewegung 
innerhalb der Universität ihre Tätigkeit völlig 
unbehindert entfalten (Werbeplakate aushän-
gen, die Studenten sollen für ein Semester zu 
den Freiheitskämpfern stoßen); die Universi-
tät ist exterritorial wie die diplomatischen 
Vertretungen fremder Staaten, sie kann Asyl 
gewähren wie eine ausländische Botschaft. 
Diese scheinbar völlige Ausgliederung der 
Hochschule aus dem politischen Kräftefeld 
setzt sie aber wiederum in einen dialektischen 
Bezug zur Politik: sie steht in Wirklichkeit 
nicht außerhalb des politischen Kampfes, son-
dern hat den Charakter eines heiß umkämpf-
ten Brückenkopfes. Man spricht von der „uni-
versidad politizada". Bei akademischen Wah-
len bilden sich parteipolitische Fronten her-
aus, ob es sich nun um die Ämter des Rektors, 
des Dekans, des Head of the Department oder 
um die Studentenvertretung handelt.

Das Beispiel zeigt, daß auch die extreme Ge-
genüberstellung der Hochschule zum Staat, 
von ihren Verteidigern als wahre Autonomie 
verstanden, ungesund sein und dem Sinn der 
freien Wissenschaft widersprechen kann (die 
Zentraluniversität von Venezuela wird gele-
gentlich von Kennern „Stalingrado" genanntl) 
— die Extreme berühren sich. Die akademi-
sche Autonomie ist gut und notwendig, aber 
die Übersteigerung des Prinzips inmitten einer 
politisierten Gesellschaft macht die Universi-
tät zur politischen Festung und setzt ihr Wir-
ken möglicherweise in ein sehr ungesundes 
spezifisches Einflußfeld.
Werfen wir einen Blick auf die zweite vorhin 
genannte Spannung: auf das Gegenüber von 
wissenschaftlicher Geistesbildung als Selbst-
zweck des akademischen Studiums einerseits 
und der auf gesellschaftliche Funktionen bezo-
genen Ausbildungsaufgabe andererseits. Den 
einen Gesichtspunkt finden wir besonders 
prägnant bei Wilhelm von Humboldt . Die 
Universität sei eine Stätte philosophischer 
Besinnung; zwischen der Schule und dem ver-
antwortlichen Leben soll der Mensch einige 
Jahre des Nachdenkens (nicht des Lernensl) 



haben, um zur geistig mündigen Persönlichkeit 
zu werden. Eben dies aber ist nach Humboldt 
und seinen Jüngern gerade für die künftigen 
Inhaber gesellschaftlich-politischer Führungs-
positionen nötig. Indem ihr Sinn für das Leben 
des Geistes und das Streben nach Wahrheit 
geweckt und entfaltet wird, entgehen sie dem 
Schicksal, betriebsblinde Funktionäre, passive 
Rädchen im Getriebe des gesellschaftlichen Ge-
schehens zu werden. Man sieht, wie hier pla-
tonische Vorstellungen in abgewandelter Form 
wiederkehren: Die gesellschaftlich und poli-
tisch Maßgebenden, die Inhaber von Führungs-
stellen, sollen philosophische Köpfe sein.
Diesem Humboldtschen Entwurf gegenüber 
muß jedoch daran erinnert werden, daß die 
ursprüngliche Aufgabe der „philosophischen" 
Fakultät eine ganz andere war, nämlich die 
Einführung in das Trivium und das Quadri-
vium, die Vermittlung derjenigen (teilweise 
also sehr „trivialen") Grundbildung, die für 
die höheren Studien die erforderliche Basis ab-
gab. Diese höheren Studien waren ihrerseits 
ausdrücklich dem Dienst am konkreten Men-
schen und an der Gesellschaft zugeordnet, sei 
es dem Heil der Seele, wie die Theologie, dem 
Wohl des Leibes, wie die Medizin, oder dem 
Wohl des Gemeinwesens, wie im Falle der 
Jurisprudenz. Die „Artes"-Fakultät war also 
durchaus eine Stätte des Lernens. Inzwischen 
sind zu den klassischen Fachgebieten weitere 
gekommen; die Naturwissenschaft hat sich von 
der Philosophie gelöst, die Ökonomie hat sich 
verselbständigt und die Technologie findet — 
von eigenen Hochschulen her — den Weg zur 
Universität. Auch bei ihnen ist die Hinord-
nung auf bestimmte Funktionen und Aufgaben 
der menschlichen Lebenspraxis offenkundig. 
Schließlich ist die Philosophische Fakultät ih-
rerseits zu einer Stätte der Berufsausbildung 
geworden, für Redakteure und Bibliothekare, 
für Verlagslektoren und „Kulturreferenten" 
von Gemeinden, Verbänden und Körperschaf-
ten, vor allem aber für Lehrer. Eine Folge 
dieser Umstrukturierung, dieser Ausrichtung 
der Fakultäten auf berufsbezogene Studien-

Alles bisher Gesagte stellt allerdings nur eine 
Vororientierung über die Grundprobleme dar 
und ist als ein allgemeiner Hinweis gemeint, 
der nun erst der Konkretisierung im Hinblick 
auf die Gegenwart bedarf.
Dazu müssen wir uns die Eigenart unserer 
Zeit, soweit sie das Verhältnis von Hochschule *

’6) Siehe dazu auch Helmut Schelsky, Einsamkeit 
und Freiheit, Reinbek bei Hamburg 1963, S. 11 ff.

gänge ist es, daß nun die philosophische Bil-
dung gleichsam neben das „eigentliche“ Stu-
dium tritt, als fachbegleitendes Studium gene-
rale oder fundamentale. Die Spannung zwi-
schen geistiger Bildung „an sich" und gesell-
schaftlich-funktionsdienlicher Ausbildung ist 
auch heute noch ein Problem.

Was die dritte erwähnte Polarität betrifft, die 
sich auf das politische Selbstbewußtsein der 
Hochschule bezieht, so besteht die eine 
extreme Möglichkeit darin, daß die akade-
mische Welt sich in einen Elfenbeinturm zu-
rückzieht und z. B. mit der gesellschaftlich-po-
litischen Auswirkung ihres Tuns nichts zu 
schaffen haben will (denken wir etwa an Ver-
erbungswissenschaftler, die es schweigend hin-
nahmen, daß die Nationalsozialisten sich ih-
rem Ruf bei der Rassenpropaganda zunutze 
machten, die aber dennoch jede Mitverantwor-
tung für die Untaten Hitlers ablehnten). Der 
andere Extremfall wäre gegeben, wenn die 
Gelehrten und Forscher sich durch die Mit-
arbeit in Gutachtergremien, Beiträgen und 
„brains trusts" so eng mit einer bestimmten 
Politik verbinden, daß sie ihre geistige und 
politische Eigenständigkeit und Unabhängig-
keit verlieren. Auch für diesen Fall kann man 
sich wohl die eingehende Beschreibung der 
möglichen Gefahren für die Hochschule selbst, 
ihr Selbstverständnis und ihre Fähigkeit zur 
Erfüllung der eigenen Aufgabe ersparen.

Wir sahen, daß die Spannung im Verhältnis 
von Hochschule und Gesellschaft in allen drei 
Dimensionen wohl kaum dadurch sinnvoll be-
wältigt werden kann, daß man sich abstrakt 
auf eine der jeweils möglichen extremen Posi-
tionen begibt; die rechte Lösung besteht wohl 
in einer Art von „mesötes", deren produktiver 
Ort zwischen den beiden Einseitigkeiten frei-
lich nicht allgemeingültig bezeichnet werden 
kann, da er von der jeweiligen Kulturlage 
abhängt, so daß Hochschulpolitik zugleich ei-
nes geschärften Zeitbewußtseins und des poli-
tischen Takts bedarf, nicht aber auf formel-
hafte Rezepte begründet werden kann.

III. Gegenwartsspezifische Probleme

und Gesellschaft bestimmt, vergegenwärtigen. 
Zuallererst wäre daran zu erinnern, daß wir 
— dies ist ja ein Gemeinplatz — im Zeitalter 
der wissenschaftlichen Zivilisation leben. Seit 
etwa zweihundert Jahren hat es sich vor-
bereitet. Heute ist die Wissenschaft nicht mehr 
eine autoritative Instanz neben anderen, son-
dern fast schlechthin die Autorität, zum Bei-
spiel auch für die Politik; wenn die Politiker 



mit einem Problem nicht mehr zu Rande kom-
men, berufen sie Sachverständigenkommissio-
nen und Sonderberater (möglichst Professoren) 
und erhoffen sich davon Entlastung ihrer 
selbst. Dazu kommt die „Verwissenschaftli-
chung aller Praxis" (Schelsky): Es gibt so gut 
wie keinen Beruf mehr, der noch ausschließ-
lich von handwerklicher Meisterlehre bestimmt 
ist und nicht durch die Anwendung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse und Methoden um-
geprägt worden wäre — vom Volksschullehrer 
bis zum Baumeister.
Dies alles bedeutet vornehmlich dreierlei: Er-
stens hat die moderne Gesellschaft einen un-
geheuren Ausbildungsbedarf; zweitens nimmt 
auch das gesellschaftliche Interesse an wissen-
schaftlicher Forschung fortschreitend zu; drit-
tens wird der moderne wissenschaftliche — 
genau gesagt der szientistische und technolo-
gische — Denkstil maßgebend für das gesell-
schaftliche Selbstverständnis und das politi-
sche Handlungsbewußtsein überhaupt.
Auch diese drei Themen bedürfen einiger An-
merkungen.
Zur ersten: Einer landläufigen Redewendung 
zufolge wird die moderne Industriegesellschaft 
zur Ausbildungsgesellschaft. Das besagt natür-
lich nicht, daß nun alle Welt eine Hochschule 
besuchen müsse. Der Bedarf an Fachschulen, 
Höheren Technischen Lehranstalten u. dgl. ist 
noch gewichtiger. Aber indirekt wirkt sich das 
auch auf die Universität aus.

Der Anteil der qualifizierten Arbeitsplätze an 
der Summe aller Arbeitsstellen hat zugenom-
men und wird weiter zunehmen: die Zahl der 
Angestellten wächst, verglichen mit der der 
Arbeiter, nach wie vor rapide. Zugleich geht 
der Anteil der ungelernten Arbeitskräfte — 
entgegen früheren Annahmen — stetig zu-
rück7). Verlangt die moderne Produktion 
also immer mehr qualifizierte Kräfte, so steigt 
auch der Bedarf an Qualifizierenden, das heißt 
an Ausbildern, die ihrerseits eine oder zwei 
Stufen höher ausgebildet sein müssen als ihre 
Schüler.

7) Vgl. dazu Friedrich Edding, Ökonomie des Bil-
dungswesens, Freiburg/Br. 1963, S. 123 ff.

8) Nach Edding a. a. O. (Anm. 7), S. 363.
9) Edding a. a. O. (Anm. 7), S. 100 ff.

Damit stimmt die Beobachtung überein, daß in 
allen industrialisierten Ländern der relative 
Hochschulbesuch erheblich zunimmt. In 
Deutschland hat sich etwa der Anteil der Stu-
dierenden an ihrer Altersgruppe in der Zeit 

' von 1860 bis 1910 einmal verdreifacht, und 
zwischen 1910 und 1960 abermals, über den 
Anteil der Studierenden an der Gesamtbevöl-
kerung gibt die folgende Tabelle8) Aufschluß:

Das stetige Anwachsen der Studentenzahlen 
ist nicht einfach eine Folge des steigenden 
Wohlstandes, sondern zugleich eine Voraus-
setzung dafür. Die Tendenz zur Ausbildungs-
gesellschaft ist nicht ein Zeichen des Luxus, 
sondern zugleich eine Notwendigkeit, und 
zwar auch eine ökonomische. Das drückt sich 
darin aus, daß man Ausgaben für das Bil-
dungswesen in der volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung heute nicht mehr als Konsum-
aufwand ausbringt, sondern als Investition. 
Im deutschen Sprachbereich hat auf diese Zu-
sammenhänge insbesondere Friedrich Edding 
hingewiesen9). Er bezieht sich auf amerika-
nische Untersuchungen, die zunächst einmal 
ergeben haben, wie rentabel eine qualifizierte 
Ausbildung für den einzelnen ist: Man ermit-
telte, daß das durchschnittliche Gesamtlebens-
einkommen von Akademikern (Inhabern des 
Bachelor's Degree) bei 435 000, das von ver-
gleichbaren High School-Absolventen hinge-
gen nur bei 285 000 Dollar liegt; bringt man 
dies in Relation zu den Aufwendungen, also 
zu den tatsächlichen Studienkosten sowie der 
Summe des während der Studienzeit entgan-
genen Arbeitseinkommens, so ergibt sich eine 
Verzinsung dieser „Investition" in Höhe von 
8 bis 20 Prozent pro Jahr. Dabei wurden be-
reits differenzierende Faktoren wie Rasse, ge-
sellschaftliche Herkunft und Intelligenzgrad 
durch eine entsprechende Zusammenstellung 
des Samples ausgeglichen. Mit anderen Worten: 
Kaum eine Aufwendung ist so lohnend wie die 
für Bildung und Ausbildung. Freilich sind der-
artige auf den einzelnen bezogene Berechnun-
gen nicht für die Gesamtwirtschaft gültig, weil 
in der Verzinsung des individuellen Bildungs-
aufwandes wohl auch eine Art von Prestige-



rente steckt, die volkswirtschaftlich unproduk-
tiv ist. Angesichts dessen sind andere Berech-
nungen um so bemerkenswerter, die sich um 
den volkswirtschaftlichen Effekt des Bildungs-
aufwandes drehten. Mit Hilfe von Input-Out-
put-Analysen der amerikanischen Wirtschaft 
wurde festzustellen versucht, inwieweit der 
Zuwachs des Sozialprodukts auf gesteigerte 
Bildun
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gsaufwendungen zurückzuführen ist. 
Das Ergebnis war, daß Bildungsinvestitionen 
sich in Form von Sozialproduktsteigerung in 
der Größenordnung von 8 bis  Prozent „ver-
zinsen", das heißt mindestens ebenso hoch wie 
normale Sachinvestitionen.
Je mehr diese Einsicht sich allgemein durch-
setzt (und es wäre zu wünschen, daß sie stär-
ker in das allgemeine Bewußtsein eindringt), 
desto mehr wird die „Nachfrage" nach Bildung 
und Ausbildung steigen — auch und gerade 
auf akademischem Niveau. Die weitere Ver-
größerung der bestehenden sowie die Grün-
dung neuer Hochschulen wird die Folge sein. 
Unser zweiter Gesichtspunkt war der des zu-
nehmenden Forschungsbedarfs. Wenn das Zi-
vilisationsniveau einer Gesellschaft steigt, 
werden neue Zielsetzungen gesellschaftliche 
Leistungen auf sich ziehen — bis hin zu solch 
demonstrativen Vorhaben wie etwa der Welt-
raumfahrt. Es wäre leicht, einen umfangrei-
chen Katalog von Forschungs- und Entwick-
lungsaufgaben zusammenzustellen, die — an-
gerichts der modernen Zivilisationsverhältnisse 
— sozusagen in der Luft liegen oder schon 
bearbeitet werden. Man könnte etwa an die 
Verkehrssicherheit denken, an die Radarlen-
kung für Straßenfahrzeuge, die mit Hilfe „un-
sichtbarer Schienen" Zusammenstöße er-
schwert. Unsere Automobile entsprechen mo-
torisch den technischen Möglichkeiten dieses 
Jahrhunderts, „sensorisch" aber sind sie weit 
zurückgeblieben (C. F. von Weizsäcker hat 
1965 in einem Vortrag in Hamburg auf diese 
Dinge hingewiesen). Oder es wäre zu über-
legen, wie die rasch wachsende Menschheit 
ihre Ernährungsprobleme lösen kann (etwa 
dadurch, daß man in der Meeresbewirtschaf-
tung die Möglichkeiten des Ultraschall-Echo-
lotes und die Leistungsfähigkeit moderner 
Schiffsmotoren ausnutzt, um hinsichtlich der 
Meerestiere sozusagen von der Jäger- zur 
Hirtenstufe überzugehen). Oder man könnte 
an die Aufgabe einer systematischen Wetter-
beeinflussung erinnern. Dies alles sind nur 
stichwortartige Beispiele für die Fülle von 
Aufgaben, mit denen die Gesellschaft an Wis-
senschaft und Technik herantritt.
Für die Universität heißt das: sie muß sich 
entweder entschließen, der „heteronomen" 
Auftragsforschung mehr Raum zu gewähren, 

oder aber sie wird ihre Position als die füh-
rende Stätte der Wissenschaft einbüßen, so-
fern sie diese Position überhaupt noch innehat 
(und das ist durchaus nicht mehr in allen Län-
dern der Fall). Auch daraus ergeben sich hoch-
schulpolitische Probleme.
Was sodann die Prävalenz des szientistischen 
und technologischen Denkstils anlangt, so hat 
schon Max Weber immer wieder darauf hin-
gewiesen, daß die ganze abendländische Neu-
zeit im Zeichen einer Rationalisierung des 
gesamten Daseins steht. Die menschliche Le-
benswelt wird immer weniger von der Tradi-
tion und immer mehr von der Organisation 
geprägt. Die Organisation ihrerseits geht aber 
auf Entwürfe der Wissenschaft zurück. Macht 
man sich diesen Zusammenhang klar, so 
drängt sich die Überlegung auf, ob nicht die 
Hochschule als die eigentliche Heimstätte wis-
senschaftlichen Denkens so etwas wie die ge-
heime oder offenbare Herrschaftszentrale der 
Gesellschaft unserer Tage wird oder schon 
ist. Man ist versucht, diese Frage nicht sehr 
ernst zu nehmen, weil unsere wissenschafts-
gläubige Epoche sich gern mit Hilfe einer ent-
sprechenden Verschleierungsideologie entla-
stet. Sie besteht in der — im Grunde auf 
Saint-Simon zurückgehenden — Behauptung, 
die Ein- und Durchsetzung der Wissenschaft 
als daseinsgestaltende Instanz lasse Herr-
schaft im überkommenen Sinne obsolet wer-
den: Die Menschen würden in der entfalteten 
wissenschaftlichen Zivilisation nicht mehr be-
herrscht — nämlich kommandiert — werden 
müssen; es werde nur noch die Verwaltung 
gemeinsamer Angelegenheiten geben, rein 
nach der wissenschaftlich erkundeten Sach-
gesetzlichkeit, ohne jede Willkür; die Normen 
des Lebens beruhten nur noch auf verstande-
nen und damit fraglos anerkannten Gesetzen, 
Gehorsam ihnen gegenüber sei Einsicht in 
strenge Notwendigkeit. Die „objektive“ Wis-
senschaft trete an die Stelle subjektiver und 
willkürlicher Politik. Saint-Simon selbst 
meinte: „Die Furcht, eines Tages einen auf den 
Wissenschaften basierenden Despotismus ent-
stehen zu sehen, wäre ein ebenso lächerliches 
wie absurdes Hirngespinst." 10)
Wir wissen heute hingegen nur zu genau, 
daß eine sich wissenschaftlich gebärdende Ma-
nipulation des Menschen alles andere als den 
Abbau von Herrschaft bedeutet und daß es 
not tut, die geschilderte Verschleierungsideo-
logie (ob sie nun von Saint-Simon oder von 
gewissen, recht namhaften Soziologen der Ge-
genwart vertreten wird) zu entlarven. Vor 

10) Claude Henri de Saint-Simon, L'Organisateur 
(1820), zit. nach: Saint-Simon, Ausgewählte Texte, 
hrsg. v. Jean Dautry, Berlin 1957, S. 110.



zwei Jahren veranstaltete die CIBA Founda-
tion ein internationales Symposion von Bio-
logen, bei dem beispielsweise der Physiologe 
und Nobelpreisträger Alan S. Parkes meinte, 
es gebe schon „zwölftausend Tonnen Englän-
der" zu viel, während der ebenfalls mit dem 
Nobelpreis ausgezeichnete Biologe Hermann 
J. Muller ausführte, der Mensch der Zukunft 
werde froh sein, im rationalisierten Fortpflan-
zungsvorgang nicht mehr von den Reflexen 
seiner Lenden abhängig zu sein. Sein Kollege 
Joshua Lederberg schließlich erklärte: „Wir 
lernen gerade durch die Manipulation des ge-
netischen Materials Mutationen nach Maß her-
zustellen, und bald wird es möglich sein, durch 
einen vorgeburtlichen Eingriff das menschliche 
Gehirn zu vergrößern Wäre das etwa
die Ablösung der Herrschaft über Menschen 
durch die Verwaltung von Sachen?
Es gilt daran zu erinnern, daß die bedingungs-
lose Inthronisierung der szientistischen und 
technologischen Denkweise einen anthropolo-
gischen Irrtum voraussetzt. In Wirklichkeit 
läßt sich die rechte Ordnung der Gesellschaft 
nicht mit Eindeutigkeit szientistisch ermitteln 
oder technologisch konstruieren ). Auch die 
moderne Systemforschung und die Kybernetik 
ändern daran nichts, weil die Sinnentwürfe 
menschlichen Daseins einer anderen Denk-
ebene angehören als diejenigen, auf der diese 
Techniken operieren.

11) S. Eckart Heimendahl, Fortschritt ohne Vernunft? 
Wissenschaft und Gesellschaft int technischen Zeit-
alter, Freiburg/Br. 1964, S. 33 u. 111. Vgl. auch 
Richard Kaufmann, Die Menschenmacher. Die 
Zukunft des Menschen in einer biologisch gesteuer-
ten Welt, Frankfurt/Main 1965.
12) Vgl. Helmut Kuhn, Philosophie — Ideologie — 
Politik: in: Zeitschrift für Politik, N. F. Jahrgang X 
(1963), S. 4 ff.

13) Vgl. Volker Hauff, Simulation sozialer Systeme 
und politische Alternativen, in: Atomzeitalter, Jahr-
gang 1965 Heft 3, S. 80 ff.; siehe insbes. ebd. S. 84: 
„Die Anwendung der Simulation wird die politi-
schen Institutionen in die Lage versetzen, kon-
kreter, gründlicher, systematischer und weniger 
spekulativ über die Konsequenzen ihres Handelns 
informiert zu sein. Damit tritt die Bewertung der 
eigentlich politischen Alternativen in den Vorder-
grund. Man wird in Zukunft seltener über mögliche 
Folgen einer politischen Entscheidung streiten und 
öfter über die Bewertung der zu erwartenden Fol-
gen. Wenn die Folgen einer Entscheidung hinrei-
chend sicher vorausgesagt werden können, so 
wächst die Bedeutung der Wertentscheidung in der 
politischen Praxis. Damit verringert sich gleich-
zeitig die Chance, daß eigentliche Wertentscheidun-
gen als reine Sachentscheidungen kaschiert wer-
den. "
14) So aber Max Weber, vor allem in „Wissenschaft 
als Beruf" (1919).

Damit soll nicht etwa der gesellschaftliche 
Irrationalismus propagiert werden. Je mehr 
Klarheit die Menschen durch besonnene Ver-
wendung szientifischer Erkenntnismethoden 
über die Bedingungen und Konstellationen 
ihres Zusammnlebens gewinnen können, desto 
leichter wird es auch sein, die eigentlich politi-
schen Fragestellungen in ihrer Dignität wieder 
gewahr zu werden, indem man sie von den nur 
technischen unterscheidet. Beispielsweise mag 
die Verwendung von Simulationsmodellen in 
der Gesellschaftswissenschaft die Kalkulation 
mutmaßlicher Folgen bestimmter Entscheidun-
gen erheblich erleichtern, aber die Maßstäbe 
der Entscheidung selbst können dennoch der 
szientistischen Beurteilung nicht anheimgege-
ben werden13 ). Es bleibt, wenn man es vom 
szientistischen Standpunkt aus betrachtet und 
formuliert, sozusagen ein unbeantwortbarer 
Rest.

Dieser Sachverhalt stellt aber wiederum ein 
Problem für die Hochschule und das Selbstver-
ständnis ihrer Wissenschaftlichkeit dar. Wie 
nimmt sie zu ihm Stellung? Wiederum sind 
zwei Möglichkeiten denkbar. Entweder ver-
steht man die eigene Wissenschaftlichkeit in 
einem positivistischen Sinne. Die nicht szienti-
stisch zu bewältigenden Probleme werden als-
dann von der „Wissenschaft" beiseite gescho-
ben. Man überläßt sie der Irrationalität der 
gesellschaftlichen Praxis und damit dem Rei-
che der Dämonen, nämlich im Sinne Max We-
bers, der die Th
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ese vertrat, „Wertentscheidun-
gen" seien nicht wissenschaftlich begründbar, 
jeder müsse letztlich seinem Dämon folgen. 
Nimmt die Hochschule diese Position ein, so 
lehnt sie im Grunde ihre Verantwortung für 
das Schicksal der Gesellschaft ab. Die positive 
Wissenschaft steht ideologischen Deutungen 
und praktischen Anwendungen aller Art und 
Motivation zur Verfügung. Sieht die Hoch-
schule davon ab, weil der Wissenschaftler 
meint, die Frage nach dem rechten Leben und 
Handeln könne nur „der Prophet und der De-
magoge" beantworten, und beide gehörten 
nicht auf den Katheder eines Hörsaales, so 
läuft das auf die gesellschaftliche Selbst-
entmündigung der Hochschule hinaus ).

Es bleibt die andere Möglichkeit, daß die 
Hochschule sich — über das szientistische Ver-
ständnis ihrer Wissenschaftlichkeit hinaus — 
zu der Aufgabe bekennt, die Probleme der 
menschlichen Existenz ernst zu nehmen und 
zu reflektieren. Daraus folgt in erster Linie, 
daß Disziplinen wie Theologie und Philoso-
phie auch um der gesellschaftlichen Aufgabe 
der Universität willen an ihr heimisch sein 
und bleiben müssen, überdies stellt sich in 
diesem Zusammenhang die besondere Auf-
gabe, philosophische Reflexion und Analyse 
der gesellschaftlich-politischen Verhältnisse 



miteinander zu vermitteln. Angesichts der 
Kompliziertheit und Unübersichtlichkeit des 
strukturell-funktionalen wie des institutionel-
len Zusammenhangs des gesellschaftlichen Da-
seins ist die umschriebene Aufgabe nicht ein-
fach durch die Formulierung philosophischer 
Lehrsätze und ethischer Prinzipien zu lösen; 

die Konfrontierung des Normativen und des 
Faktischen wird sozusagen eine Sache für sich, 
und nicht zuletzt unter diesem Gesichtspunkt 
gewinnt etwa die Politische Wissenschaft von 
heute ihr Selbstverständnis, sofern sie sich 
nicht al

15
s bloße Regionalsoziologie betrach-

tet ).

IV. Wissenschaft und die Frage nach dem Bonum Humanum

Es hat sich gezeigt, daß die wissenschaftliche 
Zivilisation auch in Zukunft die philosophische 
Fragestellung nicht wird missen können. Daß 
auch um der gesellschaftlichen Aufgabe der 
akademischen Bildung willen die philosophi-
sche Geisteshaltung eine wichtige Rolle zu 
spielen hat, ergibt sich noch aus einigen ande-
ren Umständen.
Höhere Bildung schließt nach zeitgenössischem 
Verständnis selbst dann, wenn sie beruflich-
funktional verstanden wird, überfunktionale 
Elemente ein, die ihrerseits auf den traditio-
nellen Sinn des Akademischen verweisen. 
Peter F. Drucker schrieb schon vor einigen 
Jahren in seinem Buch „Das Fundament für 
morgen":
„Der Gebildete von heute muß allgemein ge-
bildet und gleichzeitig in hohem Maße Spezia-
list sein; und er braucht .Allgemeinbildung' 
am meisten auf seinem Spezialgebiet. .
„Da wir in einer Zeit leben, in der Gesellschaft, 
Technik und Wirtschaft sich rasch verändern, 
bedeutet das: eine praktische Bildung muß den 
Menschen auf eine Arbeit vorbereiten, die 
überhaupt noch nicht existiert und
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 noch nicht 
klar definiert werden kann. Dazu muß ein 
Mensch das Lernen gelernt haben. Er muß sich 
bewußt sein, wieviel noch zu lernen bleibt. 
Er muß sich das richtige Werkzeug der Ana-
lyse, des Ausdrucks und des Verstehens an-
eignen. Vor allem muß er das Verlangen ha-
ben, sich weiterzubilden. . )
Nur ein Aspekt von alledem sei besonders 
hervorgehoben: Die notwendige Fähigkeit, sich 
auszudrücken. Gebildet ist nur, wer imstande 
ist, auch verhältnismäßig differenzierte Sach-
zusammenhänge sprachlich adäquat zu formu-
lieren; gerade der bemühte und gewissenhafte 
Umgang mit der Sprache ist jedoch immer 
schon mehr als eine nur funktionale Ausbil-
dung. Besonders wer mit den Problemen der 
politischen Bildung befaßt ist, wird immer wie-

der auf die fundamentale Bedeutung der Spra-
che aufmerksam.
Ein weiteres Moment, das die Hohe Schule 
als Stätte der Wissenschaft zugleich wieder zu 
einer Stätte philosophischer Besinnung machen 
kann, hat seinen Grund in der modernen Ten-
denz zur Bildungsgesellschaft. Der Bedarf an 
Lehrern aller Schularten wächst in allen Län-
dern. Nur ein Beispiel: Die Kultusminister 
der Länder der Bundesrepublik Deutschland 
haben vor einiger Zeit eine Bedarfsberechnung 
vorgelegt, derzufolge der Lehrermangel ei-
gentlich nur beseitigt werden könne, wenn 
sämtliche Abiturienten den Lehrerberuf ergrif-
fen.
Der wachsende Bedarf an qualifizierten Kräf-
ten in der modernen Wirtschafts- und Arbeits-
welt verlangt eine Zunahme des Besuchs von 
Sekundärschulen (Realschulen, Fachschulen, 
Gymnasien). Aber auch die herkömmliche 
Volksschule hat sich gewandelt: die Ober-
stufe wird zur Hauptschule, ein neuntes und 
ggf. ein zehntes Schuljahr wird angefügt. Man-
cher ältere Akademiker, der die Volksschule 
seit Jahrzehnten nicht mehr von innen gese-
hen hat (und sie auch damals nur auf der 
Grundschulstufe kennenlernte), ist sich nicht 
darüber im klaren, daß man dort heutzutage 
fremdsprachlichen Unterricht gibt, daß die 
Physik- und Chemielaboratorien Möglichkei-
ten bieten, die vor dreißig Jahren nicht einmal 
die Oberrealschule kannte, daß der Lehrplan 
solche Gegenstände wie Lebensmittelchemie 
oder Abrüstungspolitik vorsieht und ähnliches 
mehr. Die Konsequenz ist, daß auch die Aus-
bildung derjenigen Lehrer, die nicht an Gym-
nasien unterrichten, einen vollwertigen aka-
demischen Charakter haben muß. In der Bun-
desrepublik Deutschland gehen die Länder 
dazu über, ihre Volksschullehrerbildung wis-
senschaftlichen Hochschulen anzuvertrauen, 
das heißt Universitäten oder solchen Hoch-
schulen, an denen Lehre und Forschung getrie-
ben wird und die mit den Privilegien der 
akademischen Institution ausgestattet sind 
(Freiheit von Forschung und Lehre, Rektorats-
verfassung, akademische Selbstverwaltung). 
Die mehr oder weniger völlige Übernahme 
der Lehrerbildung wird für die wissenschaft-

15) Vgl. dazu demnächst Heinrich Schneider (Hrsg.), 
Aufgabe und Selbstverständnis der Politischen 
Wissenschaft, in der Reihe „Wege der Forschung" 
der Wissenschaftlichen Buchgesellschaft Darmstadt.
16) Peter F. Drucker, Das Fundament für morgen, 
Düsseldorf 1958, S. 189.



liehe Hochschule, ihre innere Struktur und ihr 
geistiges Klima gewisse Folgen zeitigen, na-
mentlich im Sinne einer Pädagogisierung. Da-
mit ist nicht etwa eine noch weiter fortschrei-
tende „Verschulung" des Lehrbetriebs ge-
meint, sondern der Beitrag, den die spezifisch 
pädagogische Denkrichtung in den geistigen 
Raum der Hochschule einbringt. Der Lehrer 
ist ja nicht ein Erziehungsingenieur, sondern 
bedarf einer humanistischen und philosophi-
schen Geisteshaltung, die sich durch die Frage 
nach dem Wohl der zu bildenden Personen 
konstituiert. In eine solche Perspektive gerückt 
werden dann auch die Fachwissenschaften in 
neuer Beleuchtung erscheinen, nämlich unter 
dem Gesichtspunkt ihrer Bildungsbedeutung: 
Was ein bestimmter wissenschaftlicher Gegen-
standsbereich — etwa die Physik oder die 
Geschichte — für die geistige Entfaltung des 
Menschen bedeuten kann (sei es ganz all-
gemein, sei es mit besonderer Rücksicht auf 
unsere Kulturlage), ist eine Frage, die eine 
philosophische Dimension hat, aber unter päd-
agogischem Gesichtspunkt eine eigene For-
schungsrichtung eröffnet.
Ein weiterer humanistischer Impuls für die 
Hochschule dürfte sich aus der Dringlichkeit 
und Wichtigkeit der Erwachsenenbildung er-
geben. Man sollte sich vor Augen führen, 
worum es dabei geht. Jahrtausendelang, bis 
ins achtzehnte Jahrhundert, waren rund 90 
Prozent der Bevölkerung in der Primärproduk-
tion, also mit der Beschaffung der für das 
schiere überleben notwendigen Produkte, be-
schäftigt. Neunzig Menschen mußten sozusa-
gen für die Befriedigung der Elementarbedürf-
nisse arbeiten, auf daß zehn von den Erträgen 
dieser Arbeit miternährt werden konnten (wo-
bei nicht verschwiegen werden darf, daß es 
diesen zehn in der Regel erheblich besser 
ging, denn sie bildeten ja die Oberschicht). 
Heute sind in entwickelten Industriestaaten 
längst nicht einmal mehr zehn Prozent der 
Erwerbstätigen in der Primärproduktion be-
schäftigt; in den USA verdient seit Jahren 
mehr als die Hälfte aller Erwerbstätigen ihr 
Geld innerhalb der Tertiärproduktion, also 
überhaupt nicht mehr durch die Arbeit an der 
Gewinnung oder Verwertung dinglicher Sach-
güter, sondern etwa damit, daß sie Haare 
schneiden, Kranke pflegen, Autos steuern, Bü-
roarbeit leisten, Zeitungsartikel schreiben, 
Konzerte geben, Kinder unterrichten oder Got-
tesdienst halten. Im Lande mit dem höchsten 
Entwicklungsstand der Wirtschaft beruht das 
Arbeitseinkommen der Mehrheit aller Er-
werbstätigen auf Beschäftigungen, die im tech-
nischen Sinne gar nichts produzieren. Nur ein 
Teil der Bevölkerung ist aber bei alledem 
überhaupt erwerbstätig; in der Bundesrepublik 

handelt es sich um weniger als die Hälfte, in 
den USA bereits um weniger als 40 Prozent. 
Der Anteil wird noch weiter zurückgehen 
(trotz der Frauenarbeit): Die „mithelfenden 
Familienangehörigen" werden immer weniger, 
weil der Anteil der in der Landwirtschaft 
Tätigen sinkt und weil die Trennung von Haus-
halt und Betrieb nicht rückgängig gemacht 
werden kann. Mit der Steigerung der durch-
schnittlichen Lebenserwartung (dank den Fort-
schritten der Medizin) vermehrt sich der Be-
völkerungsanteil derer, die nicht mehr ar-
beiten; mit dem fortschreitenden Ausbau des 
Schulwesens, der Verlängerung der allgemei-
nen Schulpflichtzeit und dem vermehrten Be-
such weiterführender Schulen steigt ferner der 
Anteil derer, die noch nicht erwerbstätig 
sind. In absehbarer Zeit wird wohl nur noch 
ein Drittel der Menschen in der entwickelten 
Industriezivilisation erwerbstätig sein. Dieser 
Sachverhalt muß wiederum im Zusammenhang 
mit der stetigen Verkürzung der Arbeitszeit ge-
sehen werden. Während der Arbeiter im 19. 
Jahrhundert bis zu 72 oder 75 Stunden pro 
Woche zu arbeiten hatte, ist heute in den USA 
die Vierzigstundenwoche unterschritten und 
die Fünftagewoche teils selbstverständlich, 
teils schon wieder überholt; dazu kommt der 
bezahlte Jahresurlaub.
Mit anderen Worten: Die Menschen sind in 
einem für frühere Zeiten unverstellbaren 
Maße aus dem „Reich der Notwendigkeit", der 
elementaren Bedürfnisbefriedigung, entlassen. 
Werden sie ihre freie Zeit menschenwürdig 
und produktiv bewältigen können? Sicher 
nicht, wenn man ihnen dabei nicht hilft. In 
diesem Zusammenhang wird deutlich, welche 
wachsende Bedeutung die Erwachsenenbildung 
in Zukunft einnehmen wird. Das stellt der 
Hochschule neue Aufgaben, sei es im Sinne 
von Fortbildungsprogrammen der Universitä-
ten oder dadurch, daß es neue und besondere 
Studiengänge für hauptberufliche Erwachse-
nenbildner geben wird. Die Hochschule Hanno-
ver, an der ich lehre, hat im Zusammenhang 
hiermit einen eigenen Lehrstuhl für die Pro-
bleme der Erwachsenenbildung beantragt; er 
wird wohl nicht der erste seiner Art bleiben17 ).

17) Inzwischen ist ein Lehrstuhl für Erwachsenen-
pädagogik in Bochum errichtet worden.

All das bedeutet abermals eine Bereicherung 
des spezifisch humanistischen Wirkungskreises 
der Hochschule und einen zusätzlichen Impuls 
für die „philanthropische" Haltung.
Das bisher dazu Gesagte bezieht sich auf die 
Lehre. Die Gesellschaft verlangt aber, so merk-
würdig das klingt, von der Hochschule auch 
auf der Ebene der Forschung, der Grundlagen-
klärung, eine philosophische Besinnung.



Dafür sei wieder ein Zeuge benannt: C. West 
Churchman, einer der führenden amerikani-

schen Köpfe im Bereich des Operations Re-
search, der Wissenschaftstheorie und der For-
schungsorganisation, nach mehrjähriger Tätig-
keit als Forschungsdirektor der System Deve-
lopment Corporation jetzt Direktor des Insti-
tute of Management Science der Universität 
von Californien in Berkeley — also gewiß 
kein Mann, dem die moderne funktionalisti-
sche Wissenschaft und die entsprechende Aus-
bildungspraxis fremd wäre —, sagt:
„Wir stehen heute in einem Wettlauf zwi-
schen unserem ungestümen Vorstoß in große 
und schwierige gesellschaftliche Systeme und 
der Zunahme an Wissen über unsere Welt 
durch die Wissenschaft. . . Wenn sich . . . die 
Wissenschaft auf die Schaffung neuer Techno-
logien konzentriert, die die Systeme, in denen 
wir leben, weitgehend komplizieren, dann ver-
größert sie einfach die Gefahr einer mensch-
lichen Katastrophe.
Aber wie können wir die Wissenschaft auf 
die Probleme des menschlichen Lebens zu-
schneiden? Eine bloße Vergrößerung der Zahl 
von Wissenschaftlern und Technikern kann 
keinen Erfolg bringen, weil die Informationen, 
die sie schaffen, für den Entwurf und die 
Handhabung von Großsystemen . . . wertlos 
sein kann. . .
Auf welchem Gebiet sind die Wissenschaftler 
(scientists) Experten? In ihren eigenen Dis-
ziplinen. Aber die Disziplinen Physik, Chemie, 
Ingenieurwesen befassen sich nicht mit der 
Planung und Handhabung von großen mensch-
lichen Gesellschaftssystemen.
Was wir brauchen, ist die Entwicklung einer 
neuen Disziplin zur Unterstützung des Pla-
ners. Die Bezeichnung dieser neuen Disziplin 
ist weniger wichtig als ihre Methode. Ihre 
Methode muß eine radikale Lossagung von 
den klassischen Methoden der Wissenschaft 
(Science) sein, weil sie es mit einer ganz 
neuen Art von wissenschaftlichen Problemen 
zu tun hat, nämlich der Entwicklung von Wis-
sen zur Unterstützung des Entscheidungsma-
chers (decision maker) in großen komplexen 
Systemen.
Freilich haben wir eine Menge Informationen 
darüber, wie die Menschen in diesen Systemen 
leben und wie sie gerne leben würden. Aber 
diese Information ist über die Seiten histori-
scher Texte, soziologischer Übersichten, wirt-
schaftlicher Abhandlungen, philosophischer 
Dialoge usw. verstreut. Die Information ist 
auch verborgen in den Tausenden von Arten, 
wie die Menschen ihre Gefühle ausdrücken, 
im politischen Handeln, in persönlichen Wech-
selbeziehungen. ..

All dies läuft darauf hinaus . . ., daß wir be-
ginnen müssen, die Wissenschaft ihrer eigent-
lichen Bestimmung nach einzusetzen: die rele-
vante Information darüber zu finden, wie die 
Menschen leben sollten. . .
Die größte Lücke in unserem Wissen von gro-
ßen Systemen liegt bei der Kenntnis mensch-
licher Werte. Wir stellen es dem Ermessen 
einzelner und den politischen Notwendigkei-
ten anheim, was die Mensch
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en wollen. Der 
größte Bedarf an wissenschaftlichen Talenten 
besteht in der Erforschung dieses noch weithin 
dunklen Gebietes, auf dem es so viel Infor-
mation gibt, von der gegenwärtig (aber) nur 
ein so geringer Teil vom .policy maker' ver-
wendet werden kann. . ." )
Die moderne Systemforschung, die szienti-
fisch-technologische Wissenschaft selbst ver-
langt eine Blickwendung des Wissenschaftlers, 
stellt ihn vor die Frage nach dem b o n u m 
h u m a n u m , läßt die Perspektive der „Prak-
tischen Philosophie“ (so wie sie etwa bei 
Aristoteles konzipiert worden war) wieder zu 
ihrem Recht kommen. Es gilt die richtigen 
Denkweisen für die Vermittlung empirisch-
analytischer und normativ-teleologischer Aus-
sagen zu gewinnen. Wir haben schon erwähnt, 
daß das Wiedererstehen der Politischen Wis-
senschaft (sie war jahrhundertelang, bis zum 
Sieg des Historismus und des Positivismus, 
eine an den deutschen Universitäten einge-
führte Disziplin) ein Symptom für diese neue 
Wendung ist. Nicht daß etwa die Parole „Zu-
rück zu Aristoteles" auszugeben wäre — der 
Weg muß nach vorn gefunden werden, zu 
einer Wissenschaftlichkeit, die die gesell-
schaftliche Verantwortung und das kritische 
Selbstverständnis des Menschen zum Prinzip 
ihrer selbst werden läßt. Es ließe sich eine 
ganze Anzahl von Forschungsthemen angeben, 
die in diesem Sinne bearbeitet werden müß-
ten, sei es die Entwicklungspolitik, die Raum-
ordnung und Landesplanung oder etwa auch 
die Strukturanalyse der Weltpolitik im gan-
zen.
Es versteht sich, daß sich daraus auch gewisse 
institutionelle Folgerungen für die Hochschule 
und ihre Reform ergeben, etwa im Hinblick 
auf die Notwendigkeit des Team Work in 
interdisziplinären Instituten. Das eigentliche 
Verhältnis von Politik und Wissenschaft wird 
sich zu guter Letzt aber auch auf die Bildungs-
aufgabe der Hochschule auswirken.
Während dieses Seminars 19)  ist ausführlich 
über Spezialistentum und Menschenbildung,

18) C. West Churchman, zit. nach „Der Mensch und 
die Technik", Techn.-wiss. Blätter der Süddeutschen 
Zeitung, 6. Jg./72. Ausgabe (26. 6. 1964), S. 3.
19) Vgl. Anmerkung am Anfang des Beitrags. 



über Fachausbildung und Grundlagenstudium 
gesprochen worden. Namentlich die neue Wie-
ner Konzeption des „Grundlagenstudiums“ 
wurde erläutert, in dem es vor allem um die 
„philosophy" des eigenen Faches, um seine 
wissenschaftstheoretische Durchleuchtung und 
um die Beziehung zu den Nachbarfächern geht. 
Noch etwas anderes ist aber von besonderer 
Wichtigkeit: Die Vergegenwärtigung des ge-
sellschaftlich-politischen Kontexts wissenschaft-
lichen Tuns. Dabei gilt es zu bedenken, daß 
das menschliche Handlungsfeld sozial struktu-
riert und gerade in unserer Zeit in erheblichem 
Maße politisch bedingt ist. Das nachgerade 
klassische Beispiel für diesen Zusammenhang 
ist die Wechselwirkung zwischen Naturwis-
senschaft und Militärpolitik, namentlich in be-
zug auf Kernphysik, Nukleartechnologie und 
Atomkriegskalkül. Es genügt, einige Namen 
in Erinnerung zu bringen: J. Robert Oppen-
heimer, Linus Pauling und Edward Teller in 
den USA, Carl Friedrich von Weizsäcker in 
Deutschland. Der Wissenschaftler darf seine 
Augen nicht davor verschließen, daß seine 
Tätigkeit politische Konsequenzen haben 

kann. Da es nun aber zum Sinn der Person-
würde und der Menschlichkeit überhaupt ge-
hört, das eigene Leben selbstverantwortlich zu 
führen, nicht nur ein blinder Funktionsträger, 
ein fremdbestimmtes Rädchen im gesellschaft-
lichen Getriebe zu sein, obliegt es der Hoch-
schule, im Rahmen jeglicher akademischen Bil-
dung über das Fachliche hinaus auch das ge-
sellschaftlich-politische Wirkungsfeld der je-
weiligen Wissenschaft dem werdenden Wis-
senschaftler zu erschließen. Die Hochschule 
muß sowohl über die gesellschaftlichen Zu-
sammenhänge wie über die politischen Exi-
stenzkategorien Orientierung geben. Nur so 
wird der wissenschaftlich Gebildete ein an-
gemessenes Verhältnis zu seiner Welt gewin-
nen, das heißt weder verantwortungsloser ge-
sellschaftlicher Ignoranz noch realitätsfernem 
politischen Schwärmertum anheimfallen. Noch 
nie in der Geschichte war die Wissenschaft ein 
solches Politikum wie heute, noch nie war für 
jede wissenschaftliche Bildung eine gesell-
schaftlich-politische Bewußtseinserhellung und 
Weltorientierung so nötig wie in unserer Zeit.

V. Ausblick

Als Fazit noch ein paar abschließende Bemer-
kungen: Die für manche Epochen charakteristi-
sche Distanz zwischen Hochschule und Gesell-
schaft hat sich in der Gegenwart erheblich ver-
ringert. Die Gesellschaft stellt der Hochschule 
eine Fülle von Aufgaben; die Entwicklung von 
Forschung und Lehre wird von gesellschaft-
lichen Bedürfnissen in hohem Maße bestimmt. 
Umgekehrt wird die Gesellschaft in unserer 
Zeit stärker als je von der Wissenschaft und 
damit auch von deren repräsentativer Institu-
tion beeinflußt und geprägt.
Die erste Konklusion daraus ist wohl, daß 
beide, Universität und Gesellschaft, ihre wech-
selseitige Verantwortung sehen und ernst 
nehmen müssen — auf mancherlei Ebenen, von 
der finanziellen Förderung von Forschung und 
Lehre durch den Staat bis hin zum kritisch-
engagierten politischen Selbstbewußtsein der 
Wissenschaft.
Zum zweiten ist die Wahrung der institutio-
nell-rechtlichen Autonomie der Hochschule — 
angesichts der starken faktischen Einflüsse, 
die die Hochschule fremden Kräften und Moti-
ven aussetzen — gerade heute besonders nö-
tig. Die Prinzipien der Forschungs- und Lehr-
freiheit, der Unabhängigkeit der Hochschulleh-
rer und der akademischen Selbstverwaltung 
müssen auch künftig gesichert bleiben.

Drittens aber verlangt gerade der intensive 
Bezug der verschiedenen hier nur kurz er-
wähnten Forschungsrichtungen zur gesell-
schaftlichen Praxis eine dauernde selbstkriti-
sche Besinnung der Wissenschaft auf ihr eige-
nes Ethos, da gerade jener Praxisbezug die 
Gefahr einer Selbstentfremdung der Wissen-
schaft (als dem Ringen um Wahrheit) mit sich 
bringen kann.

So sehr es auf die wahrheits- und freiheits-
bejahende Haltung der führenden Kräfte des 
ganzen Gemeinwesens ankommt, die Zu-
kunft der Hohen Schule liegt also nicht zuletzt 
in den Händen der akademischen Bürger selbst.

Die Frage nach den Zukunftsperspektiven der 
Wissenschaft und der geistigen Freiheit in 
unserer Gesellschaft kann weder eine opti-
mistische noch eine pessimistische Antwort 
erwarten; denn, wie Denis de Rougemont ein-
mal gesagt hat, Optimismus wie Pessimismus 
sind Antworten auf die Frage: „Was wird 
passieren?". Mit eben dieser Frage hätte je-
doch der Mensch als Person, als verantwort-
liches Wesen bereits abgedankt. Er darf nicht 
fragen: „Was wird passieren?" —■ die ihm 
gemäße Frage lautet: „Was kann man tun?’. 
Das gilt auch für die Hochschule und für die, 
denen ihr Schicksal am Herzen liegt.
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